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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1 . Abgeordnete 

Frau 

Beer 

(DIE GRÜNEN) 


Wann hat der Rat der Westeuropäischen Union 
der Produktion chemischer Kampfstoffe durch 
Frankreich zugestimmt, die nach WEU-Vertrag 
der Genehmigung durch den Rat bedarf, und wie 
hat die Bundesrepublik Deutschland sich bei 
dieser Abstimmung verhalten? 


Antwort der Staatsministerin Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
vom 16. Februar 1988 


Der Brüsseler Vertrag in der revidierten Fassung vom 23. Oktober 1954 
nebst Protokollen sieht keine Zustimmung der Westeuropäischen Union 
zur Produktion chemischer Kampfstoffe eines MitgÜedstaates vor. Arti- 
kel 3 des Protokolls Nr. III zum Brüsseler Vertrag bestimmt: „Ist die 
Entwicklung der . . . chemischen Waffen in dem Gebiet derjenigen 
Hohen Vertragschheßenden Teile auf dem europäischen Festland, die 
auf das Recht zu deren Herstellung nicht verzichtet haben, über das 
Versuchsstadium hinausgediehen, und hat dort die eigentliche Fertigung 
begonnen, so wird die Höhe der Bestände, die die betreffenden Hohen 
Vertragschließenden Teile auf dem europäischen Festland unterhalten 
dürfen, vom Rat der Westeuropäischen Union mit einfacher Mehrheit 
festgesetzt." 

In Ausführung dieser Bestimmung legt das RüstungskontroUamt der 
WEU jährlich den Mitgliedstaaten anhand einer Liste die Frage vor, ob 
die Produktion eines chemischen Kampfstoffes aufgenommen worden 
sei. Alle WEU-Mitgliedsländer- auch Frankreich - haben bisher stets mit 
Nein geantwortet. 

2. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Kenntnisse über 
den Vorwurf des Erzbischofs von Manila, Kardi- 
nal Jaime Sin, vor, regierungsfeindhche Rebel- 
len auf den Philippinen erhielten aus der Bun- 
desrepublik Deutschland finanzielle Hüfe für 
Waffenkäufe (Süddeutsche Zeitung vom 25. Ja- 
nuar 1988), und wenn ja, von welchem Personen- 
kreis bzw. welchen Organisationen in der Bun- 
desrepublik Deutschland kommen diese finan- 
ziellen Hilfen? 


Antwort der Staatsministerin Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
vom 18. Februar 1988 


Der Bundesregierung sind Bemerkungen von Kardinal Sin bekannt, 
denen zufolge aus verschiedenen westiichen Ländern, darunter auch aus 
der Bundesrepublik Deutschland, Hüfe an philippinische Untergrund- 
kämpfer gelangen soll. Die Aussagen sind jedoch nicht substantüert 
worden. Dies güt auch für ähnlich lautende philippinische Pressemeldun- 
gen vom November 1987. Die phüippinische Regierung hat keinen Anlaß 
gesehen, die Bundesregierung hierauf anzusprechen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hamm-Brücher 

(FDP) 


Ist die Pressemeldung zutreffend, daß die Bun- 
desregierung bisher keine Initiative ergriffen 
habe, um des 50. Jahrestages der sogenann- 
ten ReichskristaUnacht am 9. November 1988 
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- dem Tag, an dem vor 50 Jahren in Berlin und 
im ganzen Land die Synagogen brannten - 
würdig zu gedenken, und wenn nein, in welcher 
Form beabsichtigt die Bundesregierung, zur 
Gestaltung dieses Jahrestages beizutragen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 12. Februar 1988 

Der Zentralrat der Juden in Deutschland hat bereits im Sommer des 
letzten Jahres beschlossen, die Gedenkveranstaltung zum 50. Jahrestag 
der Synagogenzerstörung am 9. November 1988 in Frankfurt/Main 
durchzuführen. Hierüber hat er die Bundesregierung unterrichtet. 

Die Bundesregierung wird an der Veranstaltung in Frankfurt/Main teü- 
nehmen. Der Bundeskanzler, der die herausragende Bedeutung des 
50. Jahrestages der Synagogenzerstörung u. a. bereits in seiner Neu- 
jahrsansprache hervorgehoben hat, wird bei der Veranstaltimg in der 
Frankfurter Synagoge eine Ansprache halten. 

Ein zusätzlicher Akt des Gedenkens, den die Bundesregierung veranstal- 
ten würde, wäre dem herausragenden Charakter der Gedenk Veranstal- 
tung in Frankfurt/Main nicht dienlich. Diese Veranstaltung entspricht im 
übrigen dem Gedenken an die Synagogenzerstörung vor zehn Jahren, als 
ebenfalls der Zentralrat der Juden in Deutschland in der Großen Syn- 
agoge in Köln am 9. November 1978 eine Gedenkveranstaltung durchge- 
führt hat, bei der u. a. der damalige Bundeskanzler Helmut Schmidt das 
Wort ergriffen hat. 


4. Abgeordneter Wie läßt es sich im Zeitalter der elektronischen 

Fuchtel Datenverarbeitung erklären, daß bei der Bun- 

( CDU/CSU) desanstalt Technisches Hilf s werk (THW) und der 

nachgeordneten Landes-, Kreis- und Ortsver- 
bände die Einsatz-, Ausbüdungs- und Verwal- 
tungsaufgaben größtenteüs mittels in großem 
Maße haupt- und ehrenamtliche Arbeitskraft 
blockierende manuell geführter Listen und Haus- 
haltsunterlagen durchgeführt werden, und sieht 
sie, die Bundesregierung, im Sinne eines schnell 
einsatzbereiten Katastrophenschutzes und Erhö- 
hung der Motivation hauptamtlicher und ehren- 
amtlicher Mitarbeiter nicht auch die Notwendig- 
keit, die elektronische Datenverarbeitung für die 
Personalverwaltung (Ausbüdungsstand, Ver- 
wendungsfähigkeit), die Verwaltung der Aus- 
stattung (Stationierungsübersicht, Bestand an 
Fachausstattung) und der Mittelbewirtschaftung 
einzuführen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 9. Februar 1988 

Die Bundesregierung ist ständig bemüht, insbesondere überall dort, wo 
aufwendige manuelle Arbeitsabläufe vo|-kommen, moderne Informa- 
tionstechnik einzusetzen. Dabei dürfen Wirtschaftlichkeitsüberlegungen 
nicht außer Betracht bleiben. Begünstigt wird die Einführung der Infor- 
mationstechnik zum einen dadurch, daß die Schwelle für den wirtschaft- 
lichen Einsatz immer niedriger wird. Zum anderen bietet die rasante 
Entwicklung der Technik heute - anders als in der Vergangenheit - neue 
Möglichkeiten eines planvollen Einsatzes der Informationstechnik, der 
den besonderen Bedingungen des Katastrophenschutzes im allgemeinen 
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und des Technischen Hilfswerkes im besonderen Rechnung trägt. Dazu 
gehört auch eine sich ständig verbessernde Bedienerfreundüchkeit der 
Geräte, die den Einsatz nicht speziell ausgebildeter Kräfte, wie z. B. 
ehrenamüicher Mitarbeiter, zunehmend gestattet. 


5. Abgeordneter Welche Planungen bestehen diesbezüghch? 

Fuchtel 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 9. Februar 1988 

Das Bundesamt für Zivüschutz hat ein Rahmenkonzept erarbeitet, das 
Grundlage für die künftige informationstechnische Ausstattung auch des 
Technischen Hüfswerks sein wird. Danach soll 1988 begonnen werden, 
das Technische Hüfswerk schrittweise mit Informationstechnik im Ver- 
waltungsbereich auszustatten. Erste Anwendungsschwerpunkte sollen 
nach diesem Konzept die Personalverwaltung, die Stellenbewirtschaf- 
tung, die Liegenschafts Verwaltung und die Verwaltung der Ausstattung 
sein. Die Realisierung dieses Programms wird sich über mehrere Jahre 
erstrecken. Umfang und Schnelhgkeit der Umsetzung hängen dabei auch 
von den zur Verfügung gestellten Haushaltsmitteln ab. 


6. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Aufwen- 
dungen der öffenüichen Hand für die Zusatzver- 
sorgung entsprechend ihrer Antwort Nr. 13, 
Drucksache 11/1558, und sind diese Leistun- 
gen bei steigender Staatsverschiüdung noch ver- 
tretbar? 


7. Abgeordneter Denkt sie daran, bei den nächsten Tarifverhand- 

Kolb lungen diese „Geschenke" zurückzunehmen? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 12. Februar 1988 

Die Bundesregierung beurteilt die Aufwendungen für die Zusatzversor- 
gung der Arbeitnehmer des öffenthches Dienstes nicht als „Geschenke", 
sondern als Erfüllung eingegangener tarifvertraghcher Verpflichtungen. 
Im übrigen weise ich darauf hin, daß gewisse Fehlentwicklungen im 
Leistungsrecht der Zusatzversorgung vor einigen Jahren durch Ver- 
einbarungen der Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes berei- 
nigt worden sind. 


8. Abgeordneter 

Ibrügger 

(SPD) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung, die Ein- 
satzfähigkeit der Brandschutzzüge im Katastro- 
phenfall sicherzustellen, nachdem 1988/89 die 
wegen Überalterung auszusondernden 
Schlauchwagen eingezogen werden? 


9. Abgeordneter 

Ibrügger 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung eine Komplettierung 
der Fahrzeuge als wirtschafüich vertretbar, und 
wenn ja, in welchem Umfang? 
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Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 9. Februar 1988 

Zum Potential des erweiterten Katastrophenschutzes, das der Bund im 
Rahmen seiner Zuständigkeit für den Schutz der Zivübevölkening in 
einem Verteidigungsfall vorhält, gehören im Brandschutzdienst 
713 Löschzüge Löschen und Retten (LZR) und 324 Löschzüge Löschen 
und Wasserversorgung (LZW). Wie die gesamte Erweiterung des Kata- 
strophenschutzes steht auch dieses Potential des Brandschutzdienstes 
den Ländern und Kommunen für Katstrophen und Hüfeleistungen im 
Frieden kostenlos zur Verfügung. 

Zu den LZW gehört nach der geltenden Stärke- und Ausstattungsnach- 
weisung (StAN) eine Wasserversorgungsausstattung, insbesondere 
bestehend aus dem entsprechenden Schlauchmaterial zur Wasserförde- 
rung über große Entfernungen, deren Verladung auf einen nach dem 
Bundesleistungsgesetz zu beordernden Lastkraftwagen vorgesehen ist. 
Die vorhandenen auszusondemden Schlauchwagen sind Restbestände 
aus alten Beschaffungen, als noch eine andere StAN galt. In der gelten- 
den StAN sind sie nicht mehr vorgesehen. 

Die vorgesehenen Wasserversorgungsausstattungen wurden noch nicht 
beschafft. Ihr Nichtvorhandensein und die Aussonderung der alten 
Schlauch wagen stellt die friedensmäßige Nutzbarkeit der LZR aber 
grundsätzlich nicht in Frage, da die beiden zu diesem Zug gehörenden 
Löschfahrzeuge LF 16 TS auch ohne zusätzliche Wasserversorgungsaus- 
stattung bzw. ohne Schlauchwagen einen erheblichen Nutzen für den 
friedensmäßigen Brandschutz haben und im Frieden vom Vorhandensein 
eines ausreichenden Hydrantennetzes ausgegangen werden kann. 

Wegen der technischen Schwierigkeiten, große Mengen Schlauchmate- 
rial auf einem zu beordernden Lastkraftwagen so zu verlasten, daß sie im 
Fahren wieder ausgelegt werden können, arbeitet des Bundesamt für 
Zivüschutz (BZS) an einer Neukonzeption mit dem Ziel der Beschaffung 
eines vereinfachten Schlauch wagens, der sich im finanziellen Rahmen 
des bis 1991 laufenden Konsolidieningsprogramms hält. 

Die damit verbundenen einsatztaktischen und technischen Fragen waren 
zunächst Gegenstand von Gesprächen des BZS mit den beiden zuständi- 
gen Fachausschüssen des Präsidiums des Deutschen Feuerwehrverban- 
des. Das BZS ist derzeit bemüht, den Entwurf eines Prototyps und ent- 
sprechende Kostenberechnungen zu erstellen, die mich in die Lage 
versetzen sollen, die erforderliche Genehmigung des Bundesministers 
der Finanzen zur Änderung der StAN des LZW bis zum Jahresende zu 
beantragen. 

Ob der Bundesminister der Finanzen die von mir fachlich angestrebte 
Änderung bei der dann gegebenen wirtschaftlichen Lage für finanziell 
vertretbar halten wird, läßt sich derzeit nicht beurteilen. 


10. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die im Konsoli- 

Ibrügger dierungsprogramm für den Katastrophenschutz 

(SPD) vorgesehenen Schlauchwagen beschaffen? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 9. Februar 1988 

Die Beschaffung der bisher im Konsolidierungsprogramm nicht vorgese- 
henen neu zu konzipierenden Schlauchwagen könnte vorbehaltlich der 
Genehmigung der StAN-Ändemng durch den Bundesminister der Finan- 
zen ab 1989 für alle LZW eingeleitet werden, wobei sich die Durchfüh- 
rung der Beschaffungsmaßnahme nach den dann vom Deutschen Bun- 
destag bewilligten Haushaltsmitteln richtet. 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die erheb- 
lichen Mehrkosten, die den Städten und Ge- 
meinden durch die Neuregelungen bei Personal- 
ausweisen und Reisepässen entstehen, und die 
nicht durch die von den Bürgern erhobenen Ge- 
bühren gedeckt werden? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 9. Februar 1988 

Die Herstellungskosten der neuen Personalausweise und Reisepässe in 
der Bundesdruckerei haben sich wegen der zusätzlichen Sicherheitsele- 
mente in diesen Identitätspapieren erhöht: 

a) Während die Herstellungskosten für den alten Ausweis, der gebüh- 
renfrei ausgestellt wurde, rund 2,50 DM betrugen, sind diese bei dem 
neuen Ausweis, für den grundsätzlich eine Gebühr von 10 DM zu 
entrichten ist, auf 11,90 DM gestiegen. 

b) Die Herstellungskosten des neuen Reisepasses haben sich von rund 
5 DM für den konventionellen Paß (Gebühr grundsätzlich 10 DM) auf 
rund 25 DM (Gebühr grundsätzlich 30 DM) erhöht. 

Daraus ergibt sich, daß die höheren Herstellungskosten durch die Gebüh- 
ren abgedeckt sind. Die Bundesregierung hält diese Neuregelung im 
Interesse der Sicherheit unserer Bürger für gerechtfertigt. 


Denkt die Bundesregierung daran, den Gemein- 
den für diese Mehrkosten einen finanziellen 
Ausgleich zu gewähren, und wie soll dieser Aus- 
gleich aussehen? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 9. Februar 1988 

Eine Kostenbeteiligung des Bundes kann aus finanzverfassungsrechtli- 
chen Gründen nicht in Betracht kommen: Paßgesetz und Personalaus- 
weisgesetz sind nach Artikel 83 GG von den Ländern als eigene Angele- 
genheit auszuführen. 

Gemäß Artikel 104 a Abs. 1 GG haben deshalb die Länder auch die 
hierdurch entstehenden Kosten zu tragen (vgl. Gegenäußerung der Bun- 
desregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates - Anlage 3 der 
Drucksache 9/1809 vom 28. Juni 1982). 


12. Abgeordneter 

Sieler 

(Amberg) 

(SPD) 


11. Abgeordneter 

Sieler 

(Amberg) 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


13. Abgeordneter Zwischen welchen Einkommensgrenzen (für 

Scherrer Verheiratete und Ledige je getrennt) ist nach 

(SPD) dem Tarif 1990 - im Hinblick auf die Dauerhaf- 

tigkeit der tariflichen Entlastungen- die pro- 
gressive Besteuerung stärker als beim bisherigen 
Tarif? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 11. Februar 1988 

In keinem Fall ist die progressive Besteuerung nach dem Reformtarif 1990 
stärker als beim bisherigen Einkommensteuertarif. 
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Der gradlinig -progressive Einkommensteuertarif 1990 bedeutet vielmehr 
eine nachhaltige Absenkung der Grenzbelastung: 

Der Eingangssatz wird um 3 Prozentpunkte von 22 v. H. auf 19 v. H. 
ermäßigt. 

Die ansteigenden Grenzsteuersätze werden im Vergleich zum alten Tarif 
1981 um bis zu 16 Prozentpunkte bei einem zu versteuernden Einkom- 
men von 50 000/100 000 DM (Ledige/Verheiratete) zurückgeführt. 

Der Spitzensteuersatz wird um 3 Prozentpunkte von bisher 56 v. H. auf 
53 V. H. ermäßigt. 

Auf der Grundlage des Reformtarifs 1990 sind bei allen Steuerzahlern 
Einkommenssteigerungen geringer als bisher belastet. Der Tarif 1990 
bringt daher für die arbeitenden Menschen Vorteüe auf Dauer. 


14. Abgeordneter 

Dr. Mertens 
(Bottrop) 

(SPD) 


Zwischen welchen Einkommensgrenzen (für 
Verheiratete und Ledige je getrennt) führen zu- 
künftige Einkommenserhöhungen beim Tarif 
1990 zu einer prozentual höheren Steuerbela- 
stung gegenüber dem bisherigen Tarif? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häiele 
vom 12. Februar 1988 

In keinem Fall können zukünftige Einkommenserhöhungen beim Tarif 
1990 zu einer prozentual höheren Steuerbelastung als beim bisherigen 
Tarif führen. 

Nach dem Reformtarif 1990 ergibt sich vielmehr für alle Steuerzahler 
dauerhaft eine geringere Belastung des Mehrverdienstes und eine niedri- 
gere Gesamtbelastung sowohl in absoluten Beträgen als auch prozentual 
bezogen auf das zu versteuernde Einkommen. 


15. Abgeordneter 

Scherrer 


(SPD) 


Warum ist eine Beitragsleistung der EG -Mit- 
gliedstaaten nach dem Bruttosozialprodukt ge- 
rechter als nach der Mehrwertsteuerbemes- 
sung sgrundlage? 


16. Abgeordneter 

Scherrer 

(SPD) 


Was unterscheidet beide Methoden vonein- 
ander? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 17. Februar 1988 

Der Europäische Rat von Brüssel am 11. /12. Februar 1988 hat im Zusam- 
menhang mit der Reform des EG-Finanzierungssystems u. a. beschlos- 
sen, neben den bisherigen drei Finanzierungsquellen (Zölle, Agrarab- 
schöpfungen, Mehrwertsteuer-Eigenmittel) eine neue, zusätzliche 
(„vierte") Finanzierungsquelle einzuführen: Als diese weitere Bemes- 
sungsgrundlage soll für jeden Mitgliedstaat das Bruttosozialprodukt 
herangezogen werden. 

Der konzeptionelle Unterschied zwischen Bruttosozialprodukt und Mehr- 
wertsteuer-Bemessungsgrundlage läßt sich - vereinfacht - folgenderma- 
ßen beschreiben: 
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Das Bruttosozialprodukt ist die Summe aller in einer Volkswirtschaft im 
Laufe eines Jahres erstellten Güter imd Dienstleistungen. Die Mehrwert- 
steuer-Bemessungsgrundlage umfaßt dagegen nur die der Mehrwert- 
steuer unterliegenden Güter und Dienstleistimgen. Das Bruttosozial- 
produkt ist also ein umfassenderer Ausdruck für die volkswirtschaftliche / 
Leistungsfähigkeit eines Mitgliedstaates. 


17. Abgeordneter Wie hoch waren die Ausgabereste in den Bun- 

Menzel deshaxishalten 1985 bis 1987 in den investiven 

(SPD) Bereichen j eweüs zum Jahresende, und wie viele 

zusätzliche Arbeitsplätze hätten geschaffen wer- 
den können, wenn diese Mittel ausgegeben wor- 
den wären? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 16. Februar 1988 

Die Ausgabereste im investiven Bereich beliefen sich Ende 1985 auf 
2,52 Milliarden DM imd Ende 1986 auf 2,51 Milliarden DM. Für die 
Ausgabereste Ende 1987 liegen mir derzeit noch keine Zahlen vor. Mit 
einer ähnlichen Größenordnung wie 1986 imd 1987 ist jedoch zu rechnen. 

Die haushaltsrechtliche Möglickeit, für nicht abgeflossene Investitions- 
mittel Ausgabereste zu bilden, hat den Sinn, Ausgabeermächtigungen für 
einzelne Vorhaben über das Haushaltsjahr hinaus verfügbar zu halten, 
wenn sich die kassenmäßige Abwicklung der Vorhaben in das kom- 
mende Haushaltsjahr verschiebt. 

Die Zahlen zeigen, daß die jährlich übertragenen investiven Ausgabere- 
ste größenordnimgsmäßig kaum voneinander abweichen. Schon aus die- 
ser Tatsache ergibt sich, daß die Büdung von Ausgaberesten bei Investi- 
tionsvorhaben keine Folgerungen hinsichtlich einer negativen Auswir- 
kung auf die Beschäftigung zuläßt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Wie beurteüt die Bundesregierung die erst kürz- 
lich von einem Institut verbreitete Prognose, daß 
im Jahre 1988 der private Konsum der wesent- 
lichste Wirtschaftsantrieb sein wird und sich etwa 
um 3 V. H. erhöhen wird, zumal die meisten 
Menschen im Überfluß leben und gerade dieje- 
nigen, die einen gewissen Konsumbedarf hätten, 
nämlich die Sozialschwachen und Arbeitslosen, 
immer weniger Geld zur Verfügung haben und 
die Zahl der Arbeitslosen laut dieser Prognose in 
diesem Jahr sogar um 70000 anwachsen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 16. Februar 1988 

Auch die Bundesregierung geht davon aus, daß die Hauptwachstumsim- 
pulse in diesem Jahr vom privaten Verbrauch ausgehen werden. In dem 
am 28. Januar 1988 vom Kabinett verabschiedeten Jahreswirtschaftsbe- 
richt wird für das Jahr 1988 von einem Anstieg des privaten Verbrauchs 
wertmäßig um 3 V 2 v. H. bis 4 V 2 v. H. und real um 2 V 2 v. H. bis 3 V 2 v. H. 
ausgegangen. Dies entspricht in etwa der von Ihnen erwähnten Prognose 
eines Wirtschaftsforschungsinstituts. Auch eine Reihe anderer konjunk- 
turbeobachtender Institute imd sonstiger Stellen geht von diesen Größen- 
ordnungen aus. 


18. Abgeordnete 

Frau 

Saibold 

(DIE GRÜNEN) 
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Die Feststellung, die meisten Menschen lebten im Überfluß, ist eine 
subjektive Wertung und entzieht sich eines objektiven Maßstabs. 

Die Erfahrung lehrt, daß in der Regel mit steigendem Einkommen auch 
der Verbrauch zuninuht. Dabei ist nicht so sehr an den Mehrverbrauch 
schon bisher konsumierter Güter zu denken. Es sind vielmehr vor allem 
neue qualitativ bessere Güter und Dienstleistungen, die bei steigendem 
Einkommen zusätzlich nachgefragt werden. Wie der Sachverständigen- 
rat in seinem jüngsten Gutachten zu Recht betont, ist gerade das Streben 
der Menschen nach höherem Einkommen, um sich mehr Güter und 
Dienstleistungen leisten zu können, die eigentliche Quelle des Wirt- 
schaftswachstums. Der Wunsch nach steigendem Einkommen ist bei den 
meisten Menschen ungebrochen. 

Alle Prognosen des privaten Verbrauchs basieren auf einer Analyse der 
voraussichtlichen Entwicklung des verfügbaren Einkommens und des 
Sparverhaltens der privaten Haushalte. Gemäß den Annahmen der Jah- 
resprojektion könnte das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte 
1988 um ca. 3 V 2 v. H. bis 4 V 2 v. H. steigen. Die sozialen Leistungen des 
Staates, die rund ein Viertel des verfügbaren Einkommens der privaten 
Haushalte ausmachen und u. a. die Renten, die Leistungen der Arbeits- 
losenversichenmg, der Arbeitslosen- und Sozialhilfe, das Kindergeld, 
Wohngeld sowie die Kriegsopferversorgung umfassen, dürften mit rund 
4 V 2 V. H. sogar überproportional zunehmen. 

Dieser überproportionale Anstieg ergibt sich u. a. dadurch, daß z. B. die 
Leistungen für längerfristig Arbeitslose und die Sözialhilfesätze erhöht 
wurden, so daß sich auch die Einkommenssituation dieses Personenkrei- 
ses verbessert hat. Es kann also keine Rede davon sein, daß „. . . die 
Sozialschwachen und Arbeitslosen immer weniger Geld zur Verfügung 
haben...". 

19. Abgeordneter Wieviel Milliarden DM haben die Deutschen im 

Engelsberger vergangenen Jahr insgesamt für Reisen ins Aus- 

(CDU/CSU) land ausgegeben, und welcher Betrag entfällt 

dabei auf Urlaubs- imd Erholungsreisen und 
welcher auf Geschäftsreisen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 16. Februar 1988 

Die Zahlungsbilanzstatistik der Deutschen Bundesbank weist für die Zeit 
vom Januar bis November 1987 Reisedevisenausgaben deutscher Reisen- 
der von 45,3 Milliarden DM aus. Gegenüber der entsprechenden Vorjah- 
resperiode (42,2 Milliarden DM) bedeutet dies eine Steigerung von 
7,3 v.H. 

Diese Zahlen sind vorläufig; nach Vorliegen des Jahresergebnisses wer- 
den zusätzliche Bereinigungen vorgenommen. 

Eine Gliederung des Gesamtbetrages nach Reisemotiven ist weder im 
Rahmen der ZahlungsbÜanzstatistik der Deutschen Bundesbank noch auf 
Grund anderer amtlicher statistischer Quellen möglich. Eine Sonderun- 
tersuchung für das Jahr 1985/86 (Oktober 1985 bis September 1986) hat 
ergeben, daß seinerzeit etwa 72 v. H. der Ausgaben auf - längerfristige - 
Urlaubsreisen entfielen, rund 14 v. H. auf sonstige private Reisen ein- 
schließlich Tagesausflüge und rund 13 v. H. auf Geschäftsreisen. 

20. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Kraus rung, die unbestritten notwendige Erneuerung 

(CDU/CSU) der Kanalisationsnetze mit Hilfe der bestehen- 

den Finanzierungsinstrumente des Bundes (ERP- 
Kredite, KfW-Kredite, Städtebauförderung, Re- 
gionalförderung etc.) zu unterstützen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 16. Februar 1988 

Die Erneuerung von Kanalisationen gehört zu den Finanzierungsaufga- 
ben der Gemeinden, denen auch die Abwassergebühren zufließen, sowie 
der Länder im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Finanzierungskompe- 
tenzen gegenüber den Gemeinden. 

Mittel des Bundes können daher nur unter besonders engen Vorausset- 
zungen bereitgestellt werden. Folgende Möghchkeiten bestehen: 

- Die neuen Gemeindedarlehen, die die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
seit Anfang dieses Jahres mit Zinsverbilligungsmitteln des Bundes aus 
aktuellen gesamtwirtschafthchen Gründen anbietet, sind u. a. für 
Stadt- und Dorfsanierungen sowie den Umweltschutz bestimmt. Sie 
können deshalb auch für die Erneuerung von Kanahsationen einge- 
setzt werden. Anträge sind unmittelbar an die Kreditanstalt zu richten. 

- Entsprechend der wirtschaftsbezogenen Zweckbestimmung des ERP- 
Sondervermögens kommen Darlehen aus dem ERP-Abwasserpro- 
gramm nur für die Errichtung oder Erweiterung von Kanahsationen in 
gewerblich genutzten Gebieten in Betracht. 

- Im Rahmen der Städtebauförderung ist die Finanzierung dann mög- 
lich, wenn die Erneuerung von Kanahsationsnetzen zu den städtebau- 
lichen Sanierungszielen nach dem Baugesetzbuch gehört. Die Ent- 
scheidung über die Einbeziehung im Einzelfall obliegt den zuständi- 
gen Länderbehörden. 

- Nach Nummer 7.1.4 des 16. Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" können auch 
Kanalisationen gefördert werden, allerdings nur, soweit dies zur 
Erschließung von Industrie- und Gewerbegelände und damit zur Ent- 
wicklung der gewerbhchen Wirtschaft insbesondere in den Schwer- 
punktorten erforderüch ist (Nummern 7.1 und 7.1.1 des Rahmenplans). 
Über die Einbeziehung entscheiden die Länder. 


21. Abgeordneter 

Menzel 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Hei- 
zungsbetriebs-Verordnung entfallen zu lassen 
und die Heizungsanlagen-Verordnung zu än- 
dern, und was soll mit dieser Änderung erreicht 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 17. Februar 1988 

Im Zuge ihrer Bemühungen um Abbau von Vorschriften und um Verwal- 
tungsvereinfachung beabsichtigt die Bundesregierung, die Heizungsbe- 
triebs- Verordnung (HeizBetrV) und die Heizungsanlagen-Verordnung 
(HeizAnlV) zusammenzufassen: 

Die Begrenzung der Abgasverluste, bisher materiell identisch geregelt in 
der Ersten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes (1. BImSchV), in der HeizAnlV und der HeizBetrV, soll künftig 
ausschlieMch in der 1. BImSchV geregelt werden, in der auch das ent- 
sprechende Überwachungsverfahren festgelegt ist. Die Vorschriften der 
HeizBetrV über die Pflichten des Betreibers beim Betrieb bestehender 
Anlagen sollen künftig Bestandteil der HeizAnlV werden, die gegenwär- 
tig nur Regelungen für neu zu errichtende Anlagen oder Umbauten 
enthält. 

Infolge dieser Änderungen kann künftig ohne Beeinträchtigung von 
Energieeinsparbelangen auf die HeizBetrV verzichtet werden. 
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22. Abgeordneter Wie verhält sich die Bundesregierung zu Aus- 

Schreiner sagen des Vorstandsvorsitzenden der Vereini- 

(SPD) gung Deutscher Elektrizitätswerke e.V., Herrn 

Heidinger, daß die physikalischen Besonderhei- 
ten der Stromproduktion keinen Wettbewerb bei 
der Elektrizitätsversorgung gestatten (siehe Süd- 
deutsche Zeitung vom 26. Januar 1988), und in 
welcher Weise gedenkt sie, sie in ihre Überle- 
gungen zum EG-Binnenmarkt einzubeziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 18. Februar 1988 

Die Bundesregierung überprüft zur Zeit, ob und inwieweit eine Novellie- 
rung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen erforderlich ist. 
Die Arbeiten umfassen auch den kartellrechtiichen Ausnahmebereich 
leitungsgebundener Energieversorgung. 

Die Prüfung, ob eine Auflockerung kartellrechtlicher Ausnahmeregelun- 
gen möghch ist, erfolgt insbesondere auch im Hinbhck auf die fortschrei- 
tende Verwirklichung des europäischen Binnenmarktes. Dabei wird 
sorgfältig untersucht, welche Einschränkungen des Wettbewerbs das 
Kartellrecht in den Ausnahmebereichen weiterhin zulassen sollte, um 
den zum Teü spezifischen Bedingungen in diesen Branchen Rechnung zu 
tragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


23. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wie ist der Einkommensvergleich zwischen den 
Landwirten und der übrigen Bevölkerung - etwa 
im Sinne des Agrarberichtes der Bundesregie- 
rung - in den zwölf Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 8. Februar 1988 

Internationale Vergleiche stoßen in diesem Bereich generell auf erheb- 
liche methodische und datenmäßige Probleme. 

Ein Einkommen svergleich, wie er nach dem Landwirtschaftsgesetz für 
die landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe im Agrarbericht der Bun- 
desregierung dargestellt wird, ist auf Grund fehlender rechthcher Vor- 
aussetzungen und Daten auf EG-Ebene nicht möghch. 

Wir haben anhand von Angaben des Statistischen Amtes der Europäi- 
schen Gemeinschaften (SAEG) aus den volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen in eigenen Berechnungen versucht, soweit überhaupt ver- 
fügbar, die landwirtschaftlichen Pro-Kopf-Einkommen den gesamtwirt- 
schaftlichen Einkommensgrößen für den Durchschnitt der Jahre 1983 bis 
1985 gegenüberzustellen. Abgesehen davon, daß die genannten Einkom- 
mensmaßstäbe unterschiedlich abgegrenzt sind, sind derartige Brutto ver- 
gleiche wie in der nachfolgenden Übersicht wegen der differierenden 
Steuer- und Sozialversicherungssyteme nur eingeschränkt aussagefähig: 
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Nettowertschöpfung^) der Landwirtschaft 
je Arbeitskraft im Vergleich zum 

Mitghedstaat 

Nettoinlandsprodukt^) 
je Erwerbstätigen 
= 100 

Einkommen aus 
unselbständiger Arbeit 
je beschäftigten 
Arbeitnehmer 
= 100 

Belgien 

87 

103 

Dänemark 

91 

110 

Bundesrepublik 

Deutschland 

40 

49 

Griechenland 

68 

74 

Spanien 

55 

65 

Frankreich 

46 

53 

Irland 

44 

47 

Itahen 

58 

62 

Luxemburg 

51 

58 

Niederlande 

77 

102 

Portugal 

• 

• 

Vereinigtes 

Königreich 

85 

100 


Zu Faktorkosten. 


In den Daten für den Sektor Landwirtschaft ist ausschheßlich die Wert- 
schöpfung aus landwirtschafthcher Tätigkeit enthalten. Die zum Teil 
nicht unerhebhchen außerlandwirtschafthchen Einkünfte bleiben darin 
unberücksichtigt. 

Das SAEG ist mit Unterstützung der Mitgliedstaaten gegenwärtig darum 
bemüht, ebenfalls die verfügbaren Gesamteinkommen der landwirt- 
schafthchen Haushalte EG-weit zu erfassen. Als Ziel wird dabei ähnlich 
den im Agrarbericht für die Bundesrepubhk Deutschland veröffentiichten 
Ergebnissen auch der Vergleich mit den außerlandwirtschaftlichen Haus- 
haltsgruppen angestrebt; dies dürfte aber erst mittelfristig zu reahsieren 
sein. 


24. Abgeordneter Wie hoch sind der Lohn und die Sozialkosten für 

Eigen einen landwirtschafthchen Facharbeiter in den 

(CDU/CSU) zwölf Ländern der Europäischen Gemeinschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 8. Februar 1988 


Vergleichbare Ergebnisse über Löhne und Sozialkosten landwirtschaftli- 
cher Facharbeiter in den zwölf EG -Mitgliedstaaten liegen nicht vor. 

Die auf Grund der Richtlinie des Rates vom 28. Juli 1982 - 82/606/EWG - 
durchgeführte EG-Erhebung über die Verdienste der ständig beschäftig- 
ten Arbeiter in der Landwirtschaft zeigt für 1984 folgende Ergebnisse: 
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Bruttostundenverdienst * ) 

Mitgliedstaat 

in nationaler 
Währung 

in 

DM 

Belgien 

215 bfr 

10,59 

Dänemark 

53,01 dkr 

14,57 

Bundesrepublik 

Deutschland 

12,84 

Frankreich 

29,84 FF 

9,56 

Irland 

2,58 ir. £ 

7,95 

Italien 

6 249 Ui, 

10,12 

Luxemburg 

193 1fr 

9,51 

Niederlande 

14,21 hfl 

12,60 

Vereinigtes 

Königreich 

2,43 brit. £ 

9,21 


*) ständig vollzeitig beschäftigter männlicher Arbeiter, ohne Bezug von Natural- 
leistungen; für Griechenland, Spanien, Portugal keine Ergebnisse. 


Für die Bundesrepublik Deutschland betrug der durchschnittliche Brutto- 
barverdienst eines Landarbeiters 1984 12,18 DM, knapp 95 v. H. des in 
der Tabelle genannten Durchschnittslohnes aller männlichen Arbeiter. 

Die Ergebnisse aus der Verdiensterhebung 1986 in den EG -Mitgliedstaa- 
ten sind voraussichtlich Mitte des Jahres verfügbar. 


25. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung angeben, in welcher 
Menge Hartweizen aus Saudi-Arabien in den 
letzten fünf Jahren in die Europäische Gemein- 
schaft eingeführt wurde? 


26. Abgeordneter Welcher Anteü entfiel davon auf die Bundesre- 

Michels publik Deutschland? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 12. Februar 1988 

Hartweizen (Triticum durum) wurde bisher aus Saudi-Arabien in die 
Europäische Gemeinschaft noch nicht eingeführt. 

Erstmalig wurde 1986 Weich weizen (Triticum aestivum) von besonders 
guter Qualität (hoher Proteingehalt, hohe Fallzahl) aus Saudi-Arabien 
eingeführt, und zwar: 

1986: 28169 t davon 7 429 t Italien 

20 740 t Portugal 

1. Halbjahr 1987: 80489 t davon 12479 t Italien 

67 833 t Portugal 
177 t Frankreich. 


27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Impor- 

Susset te von T af eläpf ein aus den USA derzeit erheblich 

(CDU/CSU) über den Lieferungen des Vorjahres liegen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 17. Februar 1988 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Apfeleinfuhren aus den USA in 
die Bundesrepublik Deutschland im Verhältnis zum Vorjahr deuthch 
gestiegen sind. 

Die Einfuhrmenge aus den USA ist im Verhältnis zu den Gesamteinfuh- 
ren aber nach wie vor unbedeutend. Mit einer Einfuhrmenge von etwa 
2 500 Tonnen (Januar/November 1987) erreichten Tafeläpfel aus den 
USA ledighch einen Anteil von 0,39 v. H. an den Gesamteinfuhren 
gegenüber 0,18 v. H. im Vergleich zum entsprechenden Vorjahreszeit- 
raum. Es bestehen keine Anhaltspunkte, daß im Zeitraum seit Dezember 
1987, für den noch keine amtlichen Statistiken vorhegen, sich dieses 
Verhältnis wesentlich verändert hat. 

28. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Susset dem im weiteren Saisonverlauf drohenden Druck 

(CDU/CSU) auf die Preise in der Gemeinschaft entgegenzu- 

wirken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 17. Februar 1988 

Wegen des unbedeutenden Anteüs an den Gesamteinfuhren und der 
relativ hohen Preise geht von den Tafeläpfeln aus den USA kein Preis- 
druck auf den Gemeinschaftsmarkt aus. Im übrigen wird der gemeinsame 
Markt durch das geltende Referenzpreissystem gegen Niedrigpreisein- 
fuhren aus Drittländern ausreichend geschützt. 

Zur besseren Überwachung der Einfuhrmengen in die EG hat die EG- 
Kommission in diesen Tagen außerdem im Rahmen einer Schutzmaß- 
nahme Einfuhrlizenzen mit Kaution beschlossen. Weitere Maßnahmen 
hält die Bundesregierung zur Zeit nicht für erforderlich. 


29. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


In welcher Form unterstützt der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1988 
die bundesweiten Bemühungen der Absatzge- 
nossenschaften von Kirschenanbauern, die Ho- 
lunderverarbeitung aufzunehmen und auch bei 
Versuchen, mit dem Anbau von Arzneipflanzen 
wie Fenchel, Pfefferminz, Kümmel, Kamille, 
Johanniskraut und Arnika zu helfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 17. Februar 1988 

Ich befürworte alle Bemühungen, den Anbau von alternativen Kultur- 
pflanzen in der Praxis einzuführen, soweit dies wirtschaftlich sinnvoll ist. 
Hierüber findet ein laufender Meinungsaustausch mit den Ländern statt. 
Um den Überblick über den Anbauumfang von Heil- und Gewürzpflan- 
zen zu verbessern, habe ich veranlaßt, daß bei der Bodennutzungserhe- 
bung ab 1987 diese Kulturpflanzen gesondert erhoben werden. Anbau- 
versuche fallen jedoch in die Zuständigkeit der Länder. 


30. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Kann das Pilotprojekt des Bundeslandes Hessen 
zur Holunderverarbeitung - die Trockenanlage 
in Zierenberg-Niederelsungen (Landkreis Kas- 
sel) - mit Unterstützung durch die Bundesregie- 
rung rechnen? 


13 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 17. Februar 1988 

Ein Pilotprojekt des Bundeslandes Hessen zur Holunderverarbeitung mit 
dem Standort der Trocknungsanlage in Zierenberg-Niederelsungen 
(Landkreis Kassel) liegt dem Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten nicht vor. 

Dagegen liegt ein Forschungsantrag der Hessischen Arbeitsgemeinschaft 
Arzneipflanzen und Biorohstoffe, Postfach 110952, 6000 Frankfurt 11, 
vor, der sich u. a. auch auf die Verarbeitung von Holunderbeeren bezieht. 

Da der Standort bei der Absatzgenossenschaft Unterrieden eG, Witzen- 
hausen 6, vorgesehen ist, ergibt sich ein räumlicher Zusammenhang zum 
Standort Zierenberg-Niederelsungen. Der Forschungsantrag wird zur 
Zeit fachlich geprüft. Sollte diese Prüfung positiv enden, so wird der 
Antrag dem Arbeitskreis der Forschungsreferenten, in dem das Präsidium 
des Senats der Bundesforschungsanstalten vertreten ist, zur Entschei- 
dung über eine eventuelle finanzielle Unterstützung vorgelegt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


31. Abgeordneter 

Kifilinger 

(SPD) 


Wie hoch werden nach den Erkenntnissen der 
Bundesregierung die Einsparungen im Rahmen 
der Strukturreform der Krankenversicherung bei 
den offenen Bäderkuren sein? 


32. Abgeordneter 

Kifilinger 

(SPD) 


33. Abgeordneter 

Kifilinger 

(SPD) 


Glaubt die Bundesregierung, daß die durchge- 
führten Kürzungen bei offenen Badekuren zu 
wirklichen Einsparungen führen, oder werden 
nicht vielmehr Arzt- und Behandlungskosten 
durch unterbliebene Kurbehandlungen der Pa- 
tienten steigen? 


Kann die Bundesregienmg sagen, in welchem 
Verhältnis die eingesparten Beträge im Kurwe- 
sen zum volkswirtschaftlichen Schaden stehen, 
der in den betroffenen Badeorten entsteht, mit 
allen wirtschaftlichen Folgen für die Betriebe 
und die dort Beschäftigten? 


34. Abgeordneter 

Kifilinger 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, Maßnah- 
men in die Wege zu leiten, um gerade in struk- 
turschwachen Gebieten für Alternativen für die 
weggefallenen Arbeitsplätze zu sorgen? 


Antwort des Staatssekretärs Jagoda 
vom 18. Februar 1988 

Es wird damit gerechnet, daß die im Referentenentwurf des Gesundheits- 
Reformgesetzes vorgesehenen Änderungen bei den offenen Badekuren 
zu Einsparungen von 200 Millionen DM für die Krankenkassen führen. 

Der vorgenannte Referentenentwurf sieht die volle Übernahme der 
Kosten für medizinische Kurmaßnahmen (ärztliche Behandlung, Kurmit- 
tel) vor. Daneben können die Krankenkassen zu den übrigen Kurkosten 
weiterhin Zuschüsse zahlen. 
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Die Kuren werden vorwiegend während des Urlaubs durchgeführt, so 
daß durch den jetzigen Kassenzuschuß ein Teü der Urlaubskosten mitfi- 
nanziert wird. Zur Entlastung der Beitragszahler soll der jetzige Zuschuß 
halbiert werden. Wie sich die Neuregelung auswirkt, hängt davon ab, in 
welcher Höhe bislang im Einzelfall ein Zuschuß gezahlt wurde und 
welcher Anteil von den Gesamtkosten der Kur von dem Versicherten zu 
tragen ist. Daß wegen der Halbierung des Zuschusses die Durchführung 
einer medizinisch notwendigen Kur unterbleibt und dadurch höhere 
Krankheitskosten entstehen, ist nicht anzunehmen. 

Die genannten Einsparungen von 200 MiUionen DM müssen von den 
Versicherten und nicht von den Kurorten aufgebracht werden. Ob sie zu 
einem Rückgang der Kuren führen, läßt sich nicht voraussehen. Allein 
der Einsparbetrag rechtfertigt jedoch nicht die Annahme, es würde ein 
volkswirtschaftlicher Schaden mit unvertretbaren wirtschaftlichen Folgen 
für Kurbetriebe und die dort Beschäftigten eintreten. Der verantwor- 
tungsbewußte Bürger wird auch in Zukunft bereit sein, zur Erhaltung 
seiner Gesundheit beizutragen und medizinisch notwendige Kurmaßnah- 
men rechtzeitig durchzuführen. 

Es wird davon ausgegangen, daß durch die Neuregelung der Kurleistun- 
gen Arbeitsplätze in nennenswertem Umfang nicht wegfallen, so daß zu 
den von Ihnen angesprochenen Maßnahmen kein Anlaß besteht. 


35. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


36. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Tegtmeier 
vom 16. Februar 1988 

Die in der Empfehlung Nr. 792 dargelegten Ziele für die Bereitstellung 
medizinischer Leistungen in den Staaten des Europarates sind weitge- 
hend gewährleistet, allerdings ohne Einführung der vorgeschlagenen 
internationalen Kreditkarte für Krankheitskosten. 

In den Beziehungen zwischen fast allen europäischen Staaten unterein- 
ander wird die Leistungsgewährung im Krankheitsfall durch bilaterale 
und multilaterale Abkommen bzw. durch EG-Verordnungen geregelt. 
Dies gilt auch für die Bundesrepublik Deutschland. In allen diesen Rege- 
lungen erfolgt die Erbringung von AushUfsleistungen im Krankheitsfall 
nach dem Recht des aushelfenden Staates, knüpft also am Krankenversi- 
cherungssystem des jeweiligen Landes an. Diese Systeme sind jedoch in 
Europa sehr unterschiedlich ausgestaltet. Eine reibungslose Leistungser- 
bringung in den verschiedenen Staaten kann deshalb nur dann gewähr- 
leistet werden, wenn man sich eng an das Verfahren hält, das den 
Leistungserbringern (Ärzten, Krankenhäusern usw.) bekannt ist. 


Welche Initiativen zur Verwirklichung eines 
europäischen Krankenscheines mit Gültigkeit in 
den 21 Mitgliedsländern des Europarates hat die 
Bundesregierung auf der Grundlage der Ent- 
schheßung 792 der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates aus dem Jahr 1976 
(Drucksache VII/3818) ergriffen, und welche 
konkreten Ergebnisse sind bisher zu ver- 
zeichnen? 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Aussich- 
ten, über büaterale Sozialabkommen hinaus 
einen europäischen Krankenschein einzuführen, 
der in den Mitghedsländern des Europarates ein- 
heitlich gültig ist? 
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In den Ländern, die ein Sachleistungssystem kennen (z. B. Bundesrepu- 
blik Deutschland), erfolgt die Bereitstellung der Leistungen ohne größere 
Kostenbeteiligung wie für die eigenen Versicherten, wobei die Abrech- 
nung unmittelbar zwischen den Krankenkassen erfolgt, Bestehen in die- 
sem Land Leistungssysteme unterschiedlicher Qualität (z. B. Griechen- 
land, Irland), so werden die Leistungen nach dem jeweils günstigsten 
nationalen System gewährt. 

In den Ländern, die ein Kostenerstattungssystem haben (z. B. Frank- 
reich), müssen die Kosten zunächst vom Versicherten vorgelegt werden, 
jedoch finden auch die Verfahren Anwendimg, welche die direkte 
Abrechnung von sehr kostspieligen Leistungen vorsehen. 

Die Einführung einer internationalen Kreditkarte ist eingehend untersucht 
worden, insbesondere in Arbeitsgruppen der EG. Sie wurde jedoch nicht 
für zweckmäßig erachtet. Dagegen spricht vor allem die Einführung eines 
neuen, den Leistungserbringern unbekannten Systems, das zu erheb- 
lichen Schwierigkeiten für die Versicherten geführt hätte, sowie eine 
Komplizierung des Abrechnungsverfahrens, da die Leistungserbringer 
keine Nachweise über die Behandlimg bestimmter Personen erhalten. 

Informationen über körperliche Besonderheiten des Inhabers und andere 
persönliche Angaben können weder in einer Kreditkarte noch in den 
üblichen Anspruchsbescheinigungen enthalten sein, da sie den ausstel- 
lenden Krankenkassen nicht bekannt sind und ihre Ermittlung das Aus- 
gabeverfahren nur erschweren würde. 

Die nach den zwischenstaatlichen Regelungen ausgestellten Anspruchs- 
bescheinigungen sind ziemhch einheitlich gestaltet. Sie unterscheiden 
sich im wesentlichen nur durch die Bezeichnung und die sprachliche 
Fassung. Sie werden in einfachen Verfahren ausgegeben (z. B. dem 
Krankenscheinheft blanko beigefügt) und bei der Inanspruchnahme von 
Leistungen in nationale Berechtigungsscheine umgetauscht. Sie garan- 
tieren damit die volle Gleichbehandlung mit den einheimischen Versi- 
cherten. 


37. Abgeordneter Welche Steigerung gab es bei der Arbeitslosen- 

Kolb hilfe im Jahre 1987 durch Neuzugänge von Ar- 

(CDU/CSU) beitslosen, die keine Berechtigung für den Bezug 

von Arbeitslosengeld hatten, und wie viele wa- 
ren davon vorher Sozialhilfeempfänger? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Tegtmeier 
vom 16. Februar 1988 

1987 wurde in 75 381 Fällen originäre Arbeitslosenhilfe bewilligt. Die 
Zahl war im Vergleich zu 1986 (75944 Fälle) nahezu konstant. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele Antragsteller vorher 
Sozialhilfe bezogen haben. Derartige Fälle dürften aber selten sein, da 
der Anspruch auf originäre Arbeitslosenhilfe grundsätzlich eine beitrags- 
pflichtige Beschäftigung von mindestens 150 Kalendertagen voraussetzt. 


38. Abgeordnete 

Frau 

Unruh 

(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung der offene Brief eines 
Standesbeamten aus Freilassing vom 1. Septem- 
ber 1987 bekannt, in welchem dieser die erschüt- 
ternden Reaktionen alter Frauen schildert, die 
ihren Anspruch auf Kindererziehungsleistung 
geltend machen wollen, wegen ihrer Vertrei- 
bung aus ehemals deutschen Gebieten aber kei- 
ne Personenstandsurkunden über die Geburt ih- 
rer Kinder mehr besitzen und wegen des daraus 
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resultierenden bürokratischen Aufwands entwe- 
der resignieren oder in äußerst belastender Art 
und Weise mit den leidvollen Erfahrungen der 
Vergangenheit konfrontiert werden? 


39. Abgeordnete 

Frau 

Unruh 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 17, Februar 1988 

Der von Ihnen aus der Frage angesprochene offene Brief eines Standes- 
beamten aus Freilassing vom 1. September 1987 ist der Bundesregierung 
nicht bekannt. 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Anpassung der Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 
und der Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung im Jahre 
1988 vorgeschlagen, diesen Gesetzentwurf u. a. um Regelungen zum 
Kindererziehungsleistungs- Gesetz zu ergänzen, die die Glaubhaftma- 
chung der Geburt eines Kindes in den Fällen zulassen, in denen Perso- 
nenstandsurkunden oder sonstige öffentliche Urkunden nicht vorhanden 
sind und nur mit erheblichen Schwierigkeiten beschafft werden könnten. 
Die Bundesregierung wird zu diesem Vorschlag in ihrer Gegenäußerung 
Stellung nehmen und gegebenenfalls entsprechende Formulierungsvor- 
schläge für eine Änderung des Kindererziehungsleistungs-Gesetzes un- 
terbreiten. 

40. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


41. Abgeordneter 
Tietjen 
(SPD) 


Trifft die Meldung der Ostfriesen-Zeitung vom 
19. Januar 1988 zu, nach der wegen falscher 
Auslegung des Bundeskindergeldgesetzes durch 
die Bundesanstalt für Arbeit vielen Anspruchs- 
berechtigten der Zuschlag zum Kindergeld ver- 
wehrt wurde? 


Wenn ja, wie gedenkt die Bundesregierung si- 
cherzustellen, daß jedem der Kindergeldzu- 
schlag auch ausgezahlt wird, der ihm zusteht? 


Bis wann gedenkt die Bundesregierung die 
Frage zu entscheiden (siehe Antwort vom 
25. Januar 1988 auf die Frage des Abgeordneten 
Dr. Müller, Drucksache 11/1736, S. 19), ob künf- 
tig in bestimmten Fällen auch eine Glaubhaftma- 
chung der Geburt ausreichen soll und eine ent- 
sprechende Gesetzesänderung einzuleiten ist - 
dies angesichts der Tatsache, daß auf Grund 
ihres hohen Alters täglich hunderte alter Mütter 
sterben, darunter auch solche, die die erwähnten 
Beurkundungsschwierigkeiten haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Tegtmeier 
vom 16. Februar 1988 

Es trifft zu, daß für eine vom Wortlaut der Gesetzesregelung nicht eindeu- 
tig erfaßte, kleinere Personengruppe der Kindergeldzuschlag zunächst 
versagt worden war. Diese Praxis wurde im Jahre 1987, als die Problema- 
tik dieser Regelung deutlich wurde, entsprechend dem Sinn der gesetz- 
lichen Bestimmungen geändert. 

Es ist sichergestellt, daß die Kindergeldkassen der Bundesanstalt für 
Arbeit seit September 1987 gemäß der neuen Rechtsauslegung entschei- 
den. Die Merkblätter der Bundesanstalt für Arbeit zum Kindergeld sind 
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entsprechend geändert. In der auch in den Kindergeldkassen ausliegen- 
den Arbeitsamtszeitung wurden Hinweise für den betroffenen Personen- 
kreis veröffentlicht. 

Auf Antrag oder wenn sich bei einer Aktenbearbeitung ergibt, daß in der 
Vergangenheit anders entschieden worden ist, werden die Bescheide 
entsprechend der neuen Rechtsauslegung geändert. 


42. Abgeordnete 

Frau 

Adler 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bezahlte 
Arbeitsvemüttler tätig sind, um Unternehmen 
Akademiker und Führungskräfte zuzuführen? 


43. Abgeordnete 

Frau 

Adler 

(SPD) 


Heißt die Bundesregierung dies gut, wenn nein, 
welche Konsequenzen zieht sie daraus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Tegtmeier 
vom 16. Februar 1988 

Ihre Frage bezieht sich vermutlich auf die Tätigkeit von Untern ehmens- 
und Personalberatem. Dabei handelt es sich um eine nicht zu beanstan- 
dende Tätigkeit, wenn sie sich im Rahmen der 1957 erarbeiteten und 
1970 modifizierten „Gmndsätze zur Abgrenzung von Personalberatung 
und Arbeitsvermittlung bei der Besetzung von Stellen für Fühmngskräfte 
der Wirtschaft" hält. Um eine erlaubte Beratung handelt es sich immer 
dann, wenn zur Planung und Durchfühmng betrieblicher Umstmkturie- 
mngen Unternehmen die Dienste von Unternehmens- oder Personalbera- 
tern in Anspruch nehmen und das Beratungsunternehmen auch bei der 
Besetzung von Stellen für Führungskräfte mitwirkt. Betätigungen von 
Personalberatern, die mit den genannten Grundsätzen nicht zu verein- 
baren sind und gegen das Alleinvermittlungsrecht der Bundesanstalt für 
Arbeit verstoßen, werden von dieser geahndet. 


44. Abgeordneter Wie groß war der Anteil von Frauen unter den 

Conradi niedergelassenen praktischen Ärzten und bei 

(SPD) den Chefärzten in Krankenhäusern in den Jah- 

ren 1985, 1986 und 1987? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 17. Februar 1988 

Nach der Arztstatistik der Bundesärztekammer betrug die Zahl der nie- 
dergelassenen praktischen Ärztinnen im Jahre 1985 6 575 und im Jahre 
1986 6 840. Der Anteü von Frauen unter den niedergelassenen prakti- 
schen Ärzten erreichte damit im Jahre 1985 22,6 v. H. und im Jahre 1986 
23,3 V. H. Der Anteil von Frauen unter den leitenden Krankenhausärz- 
ten betmg im Jahre 1985 5,6 v. H. (496) und im Jahre 1986 5,4 v. H. 
(477). Die Zahlen für das Jahr 1987 liegen noch nicht vor. 


45. Abgeordneter Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung seit 

Schreiner dem Fall einer auf Datenschutzverletzungen zu- 

(SPD) rückgehenden Zurückweisung einer Arbeitneh- 

merin im Bewerbungsverfahren einer obersten 
Bundesbehörde wegen einer genetischen Beson- 
derheit (siehe 7. Bundesdatenschutzbericht, 
22. Januar 1985) weitere Fälle mit ähnlichem 
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Hintergrund im Bereich des medizinischen Ar- 
beitnehmerdatenschutzes, und wie gedenkt die 
Bundesregierung negative Konsequenzen solch 
rechtswidrigen Verhaltens für betroffene Arbeit- 
nehmer, wie im beschriebenen Falle eingetreten, 
künftig zu unterbinden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Tegtmeier 
vom 16. Februar 1988 

In dem von Ihnen erwähnten Fall einer zunächst zurückgewiesenen 
Bewerberin für ein Arbeitsverhältnis im Bundesdienst ging es um die 
Übermittlung von Diagnose- und Prognosedaten auf Grund einer Blutun- 
tersuchung in einem personalärztlichen Gutachten. Es ist sichergestellt, 
daß im Bundesbereich solche Daten nicht mehr an die Einstellungsbe- 
hörde weitergegeben werden. Weitere vergleichbare Fälle aus dem Bun- 
desbereich sind der Bundesregierung nicht bekannt. Auch aus dem 
Bereich der privaten Wirtschaft sind der Bundesregierung vergleichbare 
Fälle der Verletzung der ärztlichen Schweigepflicht bisher nicht bekannt- 
geworden. 

Zutreffend gehen Sie im zweiten Teü Ihrer Frage davon aus, daß eine 
Verletzung der ärztlichen Schweigepflicht ein rechtswidriges Verhalten 
darstellt. Das hat die Bundesregierung im Hinblick auf Genanalysen 
bereits in der Antwort auf die schriftliche Anfrage des Abgeordneten 
Kroll-Schlüter im März 1986 (Drucksache 10/5195, Seite 27) näher darge- 
stellt und güt gleichermaßen für alle ärztlichen Untersuchungen. Die 
geltende Rechtsordnung knüpft an eine Verletzung der ärztlichen Schwei- 
gepflicht verschiedene Sanktionen. So wird ein Arzt, der ein zum persön- 
hchen Lebensbereich gehörendes fremdes Geheimnis unbefugt offen- 
bart, das ihm als Arzt anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, 
auf Antrag des Verletzten mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft (§ 203 Abs. 1, §§ 205, 77 Strafgesetzbuch). Des weite- 
ren verstößt die Verletzung der Schweigepflicht gegen ärztliches Stan- 
desrecht: Sie kann als Berufsvergehen durch verschiedene Maßnahmen 
von einem Verweis bis hin zu der Feststellung geahndet werden, daß der 
Betroffene unwürdig ist, seinen Beruf als Arzt auszuüben. Schließlich 
können sich aus einer Verletzung der ärzthchen Schweigepflicht Scha- 
denersatzpflichten ergeben. 

Diese verschiedenartigen Sanktionsmöglichkeiten reichen zur Unterbin- 
dung von Verletzungen der ärztlichen Schweigepflicht zu Lasten von 
Arbeitnehmern aus. Das wird durch den Umstand bestätigt, daß außer 
dem von Ihnen angesprochenen Einzelfall weitere derartige Fälle nicht 
bekanntgeworden sind. 


46. Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Wie viele Mittel stellt die Bundesanstalt für 
Arbeit 1988 für Maßnahmen im Bund, in Hessen 
und dem Arbeitsamtsbezirk Kassel zur Verfü- 
gung, die 1987 aus dem Bildungs-Beihüfen-Pro- 
gramm der Bundesregierung gefördert wurden, 
und wie viele Mittel stehen für neue Maßnah- 
men zur Verfügung? 


47. Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Wie hoch ist der Anteil der unter 25jährigen und 
der unter 20jährigen (absolut und Prozentsatz) 
an der Arbeitslosenzahl im Bund, in Hessen und 
im Arbeitsamtsbezirk Kassel? 
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Welche schuhschen und beruflichen Qualifika- 
tionen hat der in Frage 47 gefragte Personen- 
kreis (Hauptschulabschluß, Real Schulabschluß, 
abgeschlossene Berufsausbildung)? 

Gibt es für Maßnahmen aus dem Büdungs-Bei- 
hilfen- Programm unterschiedliche Bedarfssitua- 
tionen an einzelnen Arbeitsämtern, und sind 
Übertragungsmöglichkeiten von Mitteln ge- 
geben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 18. Februar 1988 

Die bis zum 31. Dezember 1987 nach dem Büdungsbeihilfengesetz geför- 
derten Büdungsmaßnahmen sind ab 1. Januar 1988 auf Grund der 
8. Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz in die AFG-Förderung übernom- 
men worden. Dabei ist zu unterscheiden zwischen Büdungsmaßnahmen, 
die schon bisher dem Grunde nach mit Beruf sausbüdungsbeihüfe (BAB) 
hätten gefördert werden können (beruf svorbereitende Büdungsmaßnah- 
men im Sinne von § 40 Abs. 1 AFG) und den Vorbereitungslehrgängen 
zum nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses sowie aUgemein- 
büdenden Kursen zum Abbau von Büdungsdefiziten im Sinne von § 40 b 
AFG. 

Während bei den ersteren bei ErfüUen der Anspruchsvoraussetzungen 
ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht, handelt es sich bei den 
Maßnahmen nach § 40 b AFG um Kann -Leistungen, bei denen die Förde- 
rung nur im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
möglich ist. 

Für die erstgenannten beruf svorbereitenden Büdungsmaßnahmen (§ 40 
Abs. 1 AFG) sind im Haushalt der Bimdesanstalt für Arbeit unter Berück- 
sichtigung des erweiterten Förderungsrahmens als Auswirkung der 
8. NoveUe für die Gewährung von BAB zusätzlich 71 Mülionen DM 
gegenüber dem bis dahin vorgesehenen Ansatz im Haushalt 1988 einge- 
bracht worden. Somit stehen für BAB nach den §§ 40, 40 a AFG insgesamt 
771 Millionen DM, davon 557,5 MiUionen DM für berufsvorbereitende 
Büdungsmaßnahmen, nach dem Haushalt 1988 zur Verfügung. 

Eine haushaltsmäßige Vorgabe dieser Mittel für die Arbeitsämter ist nicht 
erforderlich. Es handelt sich um Rechtsansprüche, und es ist davon 
auszugehen, daß der Ansatz ausreichen wird, berufsvorbereitende Bil- 
dungsmaßnahmen in erforderlichem Umfang durchzuführen. Für diese 
Maßnahmearten sind nach Mitteilung des Präsidenten der Bimdesanstalt 
für Arbeit Schwierigkeiten auch im Bezirk des Arbeitsamtes Kassel nicht 
zu erwarten. 

Für die Kann- Leistungen nach § 40 b AFG (Hauptschulabschluß/ Allge- 
meinbüdimg) stehen für 1988 insgesamt 49 Millionen DM zur Verfügimg. 
Diese Mittel sind nach arbeitsmarktlichen Gesichtspunkten, insbeson- 
dere nach dem Anteü der Arbeitslosen unter 25 Jahren ohne Hauptschul- 
abschluß, und unter Berücksichtigung der Überhänge aus dem Jahre 
1987 auf die einzelnen Landesarbeitsamtsbezirke verteilt und zur Bewirt- 
schaftung zugewiesen worden. Auf das Landesarbeitsamt Hessen entfie- 
len hiervon 3,5 Mülionen DM. 

Nach Auskunft des Landesarbeitsamtes Hessen sind nach dem derzeiti- 
gen Stand bereits rund 2 Millionen DM gebunden, davon etwa 1,7 Millio- 
nen DM an Überhängen aus 1987, so daß für die 13 Arbeitsämter des 
Bezirks noch ca. 1,5 Millionen DM für neue Maßnahmen verteilt werden 
können. Der genaue Anteil des Arbeitsamtes Kassel steht noch nicht fest. 
Sicher ist jedoch, daß ein wesentlicher Betrag davon dem Arbeitsamt 
Kassel zugewiesen wird. 


48. Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 

49. Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 
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Die Zahl der jüngeren Arbeitslosen unter 25 Jahren und unter 20 Jahren 
im Bundesgebiet, im Landes arbeitsamtsbezirk Hessen und im Arbeits- 
amtsbezirk Kassel sowie der jeweilige Anteil an der Gesamtzahl der 
Arbeitslosen ergibt sich aus der Anlage. 

56.2 V. H. der jüngeren Arbeitslosen unter 25 Jahren im Bundesgebiet 
Ende September 1987 hatten keine abgeschlossene Beruf sausbüdung; 
für den Landes arbeitsamtsbezirk Hessen beträgt der entsprechende 
Anteil 54,5 v. H. und für den Arbeitsamtsbezirk Kassel 55,1 v. H. 

Von den Arbeitslosen unter 25 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbü- 
dung im Bundesgebiet Ende September 1987 hatten 34 v. H. den Haupt- 
schulabschluß nicht erreichtf die entsprechenden Anteüe lagen für Hes- 
sen bei 26 v. H. und für den Arbeitsamtsbezirk Kassel bei 24,9 v. H. und 
waren damit erheblich günstiger als im Bundesgebiet. 

Von der Teügruppe der unter 20jährigen Arbeitslosen im Bundesgebiet 
Ende September 1987 hatten 77,7 v. H. keine abgeschlossene Berufsaus- 
bildung (Vergleichszahl für Hessen 75,9 v. H., Arbeitsamtsbezirk Kassel 

74.3 V. H.). Von diesen unter 20jährigen Arbeitslosen ohne abgeschlos- 
sene Beruf sausbüdung hatten im Bundesgebiet 35,2 v. H. den Haupt- 
schulabschluß nicht erreicht; die vergleichbaren Anteüe lagen für Hessen 
bei 26,9 v. H. und für den Arbeitsamtsbezirk Kassel bei 22,1 v. H., also 
ebenfalls wieder erheblich günstiger. 

Die Bundesanstalt für Arbeit trägt bei der Mittelverteüung für Büdungs- 
maßnahmen den unterschiedlichen arbeitsmarktlichen Gegebenheiten 
und Bedarfssituationen Rechnung. Deshalb ist die weitere Verteüung der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel an die Arbeitsämter auf die 
Landesarbeitsämter übertragen worden. 

1987 hat das Landesarbeitsamt Hessen von den ihm insgesamt zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln zur Durchführung des Büdungsbeihüfengesetzes 
in Höhe von 9 Millionen DM (für 13 Arbeitsämter) aus arbeitsmarktlichen 
Gründen allein 3,58 Millionen DM dem Arbeitsamt Kassel zugeteüt, 
diesem Arbeitsamtsbezirk wurden also überproportional Mittel zugewie- 
sen. Hierbei ist aber zu beachten, daß damit aUe, also nicht nur allge- 
meinbüdende einschließlich Hauptschulabschluß-Maßnahmen nach dem 
Bildungsbeihüfengesetz zu fördern waren. 

Im Hinblick auf die ingesamt knapp bemessenen Mittel für Maßnahmen 
mit allgemeinbüdenden Inhalten und zur Vorbereitung auf den Haupt- 
schulabschluß einerseits und die Überhänge aus Bindungen für bereits 
1987 begonnene entsprechende Lehrgänge andererseits wird nach Mit- 
teüung des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit - soweit dies jetzt 
schon überschaubar ist- ein Mittelausgleich zwischen den einzelnen 
Dienststellen - wenn überhaupt - nur in sehr beschränktem Umfange 
möglich sein. 


Jüngere Arbeitslose im Bundesgebiet, Landesarbeitsamtsbezirk Hessen 
und Arbeitsamtsbezirk Kassel 
- Ende Dezember 1987 * ) - 



Bundesgebiet 

Landesarbeits- 

amtsbezirk 

Hessen 

Arbeitsamts- 

bezirk 

Kassel 

Arbeitslose insgesamt 

2308230 

156646 

22976 

davon unter 

25 Jahren 

474171 

32024 

5084 

Anteil an den 

Arbeitslosen 

insgesamt 

20, 5 V. H. 

20,2 V. H. 

22,1 V. H. 

darunter unter 

20 Jahren 

122998 

8197 

1338 

Anteü an den 

Arbeitslosen 

insgesamt 

5,3 V. H. 

5,2 V. H. 

5,8 V. H. 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele Bür- 
gerinnen und Bürger das ihnen an sich bis zum 
31. Dezember 1988 zustehende Wahlrecht zwi- 
schen altem und neuem Hinterblieb enrenten- 
recht nicht wahmehmen können, weü sie dar- 
über nicht informiert worden sind oder sie den 
schwerkranken Partner/die Partnerin damit 
nicht konfrontieren wollten, und der zwischen- 
zeitliche Tod des Ehepartners/der Ehepartnerin 
die Wahlmöglichkeit wegfallen läßt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesem Mißstand abzuhelfen sowie künftig si- 
cherzustellen, daß in ähnhchen Fällen künftig 
alle Betroffenen informiert werden? 

Antwort des Staatssekretärs Jagoda 
vom 18. Februar 1988 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß an der durch das Hinterbliebenen- 
renten- und Erziehungszeiten- Gesetz eingeräumten Wahlmöghchkeit für 
vor 1936 geborene Ehegatten gelegenthch Kritik geübt wird. Dies güt 
insbesondere für Fälle, in denen jemand nach dem 31. Dezember 1985 
verstorben ist, ohne gemeinsam mit seinem Ehegatten von dem Wahl- 
recht Gebrauch gemacht zu haben, und in denen es sich dann heraus- 
stellt, daß das „alte" Hinterbhebenenrentenrecht für den überlebenden 
Ehegatten günstiger wäre. In diesem Zusammenhang wird häufig vorge- 
bracht, daß die Möglichkeit, durch übereinstimmende Erklärung im Ein- 
zelfall noch die Anwendung des „alten" Hinterbliebenenrentenrechts zu 
erreichen, nicht bekannt gewesen sei. Die Rentenversicherungsträger 
sind jedoch ihrer allgemeinen Aufklärungspflicht bezüglich der Wahl- 
möghchkeit umfassend nachgekommen. Sie haben - ebenso wie der 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger - Sondermerkblätter, 
Broschüren und Informations Schriften speziell zu dem Wahlrecht der 
Ehegatten herausgegeben und kostenlos verbreitet. Außerdem haben sie 
- auch von den Medien unterstüzt - in anderer Form auf das Wahlrecht 
und auch auf die Möghchkeit hingewiesen, sich durch den Rentenversi- 
cherungsträger individuell informieren und beraten zu lassen. Darüber 
hinaus hat auch der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung in 
Presseveröffentiichungen und in allen Broschüren zum neuen Hinterbüe- 
benenrentenrecht auf die Wahlmöghchkeit hingewiesen und diese erläu- 
tert. 

Eine Unsicherheit bei den Betroffenen hinsichtlich des Wahlrechts dürfte 
daher nicht auf einem Mangel an Informationen über diese Regelung 
beruhen, sondern darauf zurückzuführen sein, daß die Ehegatten unter 
Berücksichtigung ihrer beiderseitigen Interessenlage letztlich nur selbst 
die Entscheidung treffen können, ob es in ihrem FaUe bei der Anwen- 
dung des Hinterbhebenenrentenrechts bleiben soll, das bis zum 
31. Dezember 1985 gegolten hat. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß 
eine ausdrückliche Erklärung der Ehegatten nicht erforderlich ist. Die 
Ehegatten können vielmehr aus einer Vielzahl von Gründen, zu denen 
auch die Erkrankung eines der Ehegatten gehören kann, auf die Mög- 
lichkeit, das „alte" Hinterbliebenenrentenrecht zu wählen, „verzichten". 
Dann gilt das „neue" Hinterbliebenenrentenrecht, das bei etwa 90 v. H. 
der Witwen zum gleichen Ergebnis führt wie das „alte" Hinterbliebenen- 
rentenrecht und für Witwer eher günstiger ist. 

Soweit durch die Frage zum Ausdruck gebracht werden soll, daß eine 
Verpflichtung bestehe, jeden möglicherweise durch eine Rechtsände- 
rung Betroffenen individuell auf diese Änderung und deren mögliche 
Folgen im konkreten Einzelfall hinzuweisen, ist zu sagen, daß dies den 


50. Abgeordnete 

Frau 

Unruh 

(DIE GRÜNEN) 


51. Abgeordnete 

Frau 

Unruh 

(DIE GRÜNEN) 
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Rentenversicherungsträgern, denen die Information und Beratung der 
Rentenversicherten obliegt, schon deshalb nicht möglich ist, weil die 
erforderüchen Daten (Famüienstand und Heiratsdatum des Versicherten 
bzw. der Versicherten sowie Geburtsname des Ehepartners) in den bei 
den Rentenversicherungsträgern geführten Versichertenkonten nicht 
gespeichert sind und aus Datenschutzgründen auch nicht gespeichert 
werden dürfen. 

Die Bundesregierung hält es aber für sachgerecht, daß die Rentenversi- 
cherungsträger ab Jahresmitte 1988 verstärkt darauf hinwirken, daß in 
den Medien auf die für vor dem 1. Januar 1936 geborene Ehegatten 
bestehende Wahlmöglichkeit zugunsten des „alten" Hinterbliebenenren- 
tenrechts nochmals aufmerksam gemacht wird. Die Rentenversiche- 
rungsträger haben mit entsprechenden Vorbereitungsarbeiten bereits 
begonnen. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung wird eben- 
falls vor Ablauf der Frist für die Erklärung in geeigneter Form auf diese 
Möglichkeit nochmals hinweisen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


52. Abgeordneter 

Erler 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß auf 
Grund des Angebots durch das Personalstruktur- 
gesetz-Streitkräfte vom 7. August 1985 in den 
Jahren 1986/87 2388 Anträge für 1080 bewü- 
ligte Zurruhesetzungen und für die jetzt noch 
ausstehenden 147 Zurruhesetzungen etwa 
800 Anträge gestellt worden sind, und wie be- 
wertet sie die Tatsache, daß damit fast ein Viertel 
aller in Frage kommenden Stabsoffiziere der 
Bundeswehr einen vorzeitigen Ruhestand an- 
streben? 


53. Abgeordneter 
Erler 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung Untersuchungen dar- 
über einleiten, welches die Motive eines so gro- 
ßen Teüs der Berufsoffiziere sind, ihre vorzeitige 
Zurruhesetzung anzustreben, und wenn ja, 
welche? 


Antwort des Staatssekretärs Dr, Pfahls 
vom 11. Februar 1988 

Das Personalstrukturgesetz wurde aus der zwingenden Notwendigkeit 
geschaffen, die Einsatzfähigkeit der Streitkräfte durch Abbau von Über- 
alterungen in einsatz- und führungswichtigen Funktionen zu erhalten. 
Das Gesetz läßt in den Jahren 1986 bis 1991 1 200 vorzeitige Zurruheset- 
zungen von Berufsoffizieren des Truppendienstes der Geburtsjahrgänge 
1932 bis 1944 zu. Es wurde seinerzeit entschieden, die Soldaten, die in 
den Ruhestand versetzt werden, in einem dreistufigen Verfahren auszu- 
wählen. 

In den ersten beiden Stufen in den Jahren 1985 und 1986 wurde von 
diesen 1 200 bereits über 1 080 Zurruhesetzungsmöglichkeiten entschie- 
den. Hierfür lagen 2386 Anträge vor? ein Teil der Antragsteller hatte die 
Zurruhesetzung sowohl in der ersten als auch in der zweiten Stufe des 
Auswahlverfahrens beantragt. 

Im Februar/März 1988 wird die dritte Stufe des Auswahlverfahrens 
durchgeführt. Hierbei sind die Berufsoffiziere für die verbliebenen 
120 Zurruhesetzungsmöglichkeiten auszuwählen. Hinzu kommen 27 
weitere Zurruhesetzungsmöglichkeiten, die zurückgeflossen sind, weil 
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Berufsoffiziere, die bereits in einer der beiden ersten Stufen des Verfah- 
rens ausgewählt worden waren und eine entsprechende Zusage erhalten 
hatten, nun doch im Dienst verbleiben wollen. Für diese dritte Stufe des 
Auswahlverfahrens hegen 927 Anträge vor. In knapp der Hälfte dieser 
Fälle handelt es sich um Antragsteller, die bereits für die erste oder zweite 
Stufe des Verfahrens Antrag auf Zurruhesetzung gestellt hatten, damals 
aber nicht berücksichtigt werden konnten. 

Insgesamt haben 2886 Offiziere ihre vorzeitige Zurruhesetzung bean- 
tragt. Dies entspricht rund einem Viertel aller Offiziere der betroffenen 
Geburtsjahrgänge 1932 bis 1944, die nach dem Personalstrukturgesetz 
antragsberechtigt waren. 

Die Motive der Offiziere für die Antragstellung wurden in vielen Perso- 
nalgesprächen sichtbar. Sie sind vielschichtig und meist privater und 
famüiärer Natur, aber auch von der Möghchkeit bestimmt, sich berufhch 
neu zu orientieren. Auch Unzufriedenheit mit der persönlichen berufli- 
chen Situation spielt mitunter eine Rolle; ein allgemeines Urteil läßt sich 
hieraus allerdings nicht ableiten. Weitergehende Untersuchungen ver- 
sprechen keine zusätzhchen Erkenntnisse über die Motive für eine An- 
tragstellung. 

Das Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz) sieht 
keine vorzeitige Zurruhesetzung von Berufssoldaten auf eigenen Antrag 
unter Gewährung eines Ruhegehalts oder sonstiger Zahlungen vor. Um 
einen Anreiz für ein vorzeitges Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis zu 
schaffen, wurde eine Versorgungsregelung in das Personalstrukturgesetz 
aufgenommen, die erwarten ließ, daß sie für den betroffenen Personen- 
kreis hinreichend attraktiv sein würde. Zudem wurde jeder einzelne 
Berufsoffizier des Truppendienstes der betroffenen Geburtsjahrgänge in 
einem persönhchen Schreiben auf die Möglichkeiten des Personalstruk- 
turgesetzes hingewiesen. 

Die mit dem Gesetz und der Informationsaktion verbundenen Erwartun- 
gen haben sich erfüllt. Die Zahl der Antragsteller ermöglichte eine 
Auswahl, die eine im Sinne des Gesetzes optimale Verbesserung der 
Personalstruktur und damit der Einsatzbereitschaft in führungs- und 
einsatzwichtigen Funktionen sicherstellt. So betrug die durchschnittliche 
Verjüngung auf den bisher neu besetzten einsatzwichtigen grenzalters- 
gebundenen Dienstposten rund fünf Jahre. 


54. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
rung von Bürgerinitiativen (z. B. im Landkreis 
Soltau-Fallingbostel), in vom militärischen Tief- 
fluglärm und vom militärischen Schieß- und 
Übungslärm besonders betroffenen Regionen den 
geräuschlosen Einsatz von Flug- und Schieß- 
simulatoren zu forcieren hinsichthch einer spür- 
baren Reduzierung der militärischen Lärmpegel, 
ohne daß aber die für unsere äußere Sicherheit 
so wichtige praktische Einsatzbereitschaft der 
Mihtärpüoten und Panzerbesatzungen Schaden 
nimmt? 


55. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist in dem Zusammenhang der prozen- 
tuale Anteil des Trainings in den Flug- und 
Schießsimulatoren am Gesamtumfang der mili- 
tärischen Inübunghaltung? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 
vom 16. Februar 1988 

Die Bundesregierung hat großes Verständnis für die Forderung der 
Bürger, vermehrt Simulatoren zur Verringerung der durch den militäri- 
schen Ausbildungsbetrieb hervorgerufenen Lärmbelastung einzusetzen. 

Durch den Betrieb von Simulatoren leisten die Streitkräfte bereits einen 
wesentlichen Beitrag zur Lärmentlastung. Es kommen Flug- bzw. Fahr- 
und Schieß Simulatoren zum Einsatz. Die Luftwaffe beobachtet ständig 
die Entwicklungen auf dem Gebiet der Flugsimulationsanlagen. Dabei 
wird u. a. geprüft, ob ein Teü der Flugstunden mit bestimmten Ausbil- 
dungsinhalten durch Nutzung fortschrittiicher Simulatoren ersetzt wer- 
den kann. 

Beim Heer sind Schieß Simulatoren für die Panzertruppe in der Beschaf- 
fungsplanung. Dadurch werden sich in den 90er Jahren weitere Reduzie- 
rungsmöglichkeiten für die Ausbildung im scharfen Schuß ergeben. Dar- 
über hinaus wird ab 1989 die Ausbildungsmunition für Kampfpanzer um 
ca. 30 V. H. gekürzt, so daß sich hierdurch ebenfalls Entlastungen er- 
geben. 

Der prozentuale An teü der Ausbüdung in Simulatoren am Gesamtum- 
fang der Einsatzausbüdung beträgt bei der Luftwaffe 8,3 v. H. So unver- 
zichtbar die Nutzung der Simulatoren für Schulungsaufgaben ist, so sind 
sie doch nur bedingt geeignet, die wirkhchkeitsnahe Ausbildung der 
Luftfahrzeugbesatzungen zu ersetzen. 

Im Heer werden Fahrsimulatoren in der Kraftfahrgrundausbüdung im 
Verhältnis 2 : 1 (acht Stunden Simiüatoren/vier Stunden KettenKfz) 
genutzt. Der prozentuale Anteü der Ausbüdung im Schieß Simulator 
an der Gesamtausbüdung kann nicht quantifiziert werden, da Anzahl 
und Art der Simiüatoren in den verschiedenen Truppengattungen höchst 
unterschiedlich sind. 


56. Abgeordnete 

Frau 

Beer 

(DIE GRÜNEN) 


Wann wurden die in der Antwort auf meine 
schrifthche Frage vom 26. Januar 1988 erwähn- 
ten Kooperationsabkommen zur B-Waffen- 
Schutzforschung mit den USA, Frankreich und 
den Niederlanden abgeschlossen, und welche 
Staaten gehören der in derselben Antwort er- 
wähnten „multilateralen Arbeitsgruppe" an? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 16. Februar 1988 

Das Datenaustauschabkommen über Forschung und Entwicklung zum 
Schutz gegen potentieUe biologische Kampfstoffe zwischen der Bundes- 
repubhk Deutschland und den USA wurde auf dem Gebiet des techni- 
schen B-Schutzes 1960, auf dem Gebiet des medizinischen B-Schutzes 
1976 geschlossen. 

Eine entsprechende Vereinbarung mit Frankreich auf dem Gebiet des 
technischen B-Schutzes besteht seit 1986. 

Der bilaterale Datenaustausch mit den Niederlanden basiert auf dem 
deutsch-niederländischen Grundsatzabkommen zum Informationsaus- 
tausch auf dem Gebiet der Verteidigungsforschung vom 19. Mai 1965. 
Arbeitsgruppen zum medizinischen und technischen ABC- Schutz nah- 
men 1970 ihre Arbeit auf. 

Da die Bundesrepubhk Deutschland zu den Sitzungen der „mulitlatera- 
len Arbeitsgruppe" lediglich als Beobachter eingeladen wird, widersprä- 
che die Nennung der Mitgliedstaaten internationalen Gepflogenheiten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


57. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Drogentote und wie viele AIDS-Kran- 
ke hat die Bundesregierung in Niedersachsen im 
allgemeinen sowie im Regierungsbezirk Lüne- 
burg und hier insbesondere in den Landkreisen 
Rotenburg/Wümme und Soltau-Fallingbostel im 
vergangenen Jahr registriert? 


58. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung - auch in 

Frau langfristiger Hinsicht - diese Entwicklung? 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 11. Februar 1988 

Die Drogentoten werden auf Bundesebene dem Bundeskriminal amt von 
den Landeskriminalämtem gemeldet. Durch aufwendige Systemrecher- 
che kann das Bundeskriminalamt die Auffindeorte der Drogentoten 
ermitteln. Für 1987 ergeben sich folgende Zahlen für die Drogentoten: 


Bundesrepubhk Deutschland: 442 

Niedersachsen: 27 

Regierungsbezirk Lüneburg: 4 

Landkreis Rotenburg/Wümme: 1 

Landkreis Soltau-FaUingbostel: 0 


Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl der Drogentoten in Niedersachsen 
leicht gestiegen (1986: 21), Hegt aber deuüich unter den Zahlen von 1984 
(36); 1983 (44) und 1982 (41). 

Die Gesamtzahl der gemeldeten AIDS-Fälle mit Stand vom 29. Januar 
1988 beträgt für Niedersachsen 88. Davon sind bislang 49 Personen 
verstorben. Vom 1. Januar 1987 bis 30. November 1987 wurden 42 Erst- 
meldungen registriert, wovon 17 Menschen verstorben sind. Eine regio- 
nale Zuordnung zu einzelnen Regierungsbezirken bzw. Landkreisen ist 
auf Grund der Datenlage nicht aussagekräftig, zumal die Tests und die 
Behandlung nicht immer in Regierungsbezirk oder Bundesland des 
Wohnorts erfolgen. Bei einer regionalen Zuordnung von AIDS-Fällen zu 
einzelnen Landkreisen muß bei geringen Fallzahlen besonders bedacht 
werden, daß die Anonymität der Betroffenen in Gefahr geraten und das 
Vertrauen in Meldungen untergraben werden kann. Daher vermeiden 
wir gern derartige Aufschlüsselungen (die technisch möglich sind). 

Bei einer generellen Beurteilung der weiteren Entwicklung der AIDS- 
Fallzahlen ist zu berücksichtigen, daß die Infektion hier meist mehrere 
Jahre zurückhegt. Die auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene 
eingeleiteten Maßnahmen zur Bekämpfung von AIDS können hier noch 
nicht greifen. Es steht zu befürchten, daß die Zahl der am Vollbild AIDS 
Erkrankten in den nächsten Jahren innerhalb des kalkuherten Rahmens 
weiterhin zunehmen wird. Verläßhche Daten über die regionale Entwick- 
lung in den Landkreisen Rotenburg/Wümme und Soltau-FaUinbostel 
zur Beurteilung der weiteren Entwicklung hegen der Bundesregierung 
nicht vor. 


59. Abgeordnete 
Frau 
Saibold 
(DIE GRÜNEN) 


Da in der „Tageszeitung" vom 15. Januar 1988 
gemeldet wurde, daß in Argentinien erstmals ein 
gentechnisch hergesteUtes Virus bei Landarbei- 
tern nachgewiesen wurde, nachdem im Septem- 
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her 1986 20 Rinder mit diesem künstlichen Vi- 
rus gegen RindertoUwut getestet worden sind 
und die Landarbeiter dabei mitgeholfen haben, 
fragen wir die Bundesregierung, ob ihr dieser 
Sachverhalt bekannt ist bzw. ob sie sich um 
genauere Imformationen in Argentinien über 
diesen ungeheuerhchen Vorgang bemühen 
wird? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 11. Februar 1988 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in Argentinien im Jahr 1986 an 
zwanzig Rindern ein mit gentechnischen Methoden hergestellter Toll- 
wutimpfstoff aus den USA erprobt worden ist. Der Impfstoff geht vom 
Vaccinia- Virus aus, auf das genetische Information des Tollwutvirus 
übertragen ist. Ziel des Versuches war, die geimpften Rinder zur Produk- 
tion von Antikörpern gegen das Tollwutvirus zu veranlassen und sie so 
gegen Tollwut immun zu machen. 

Dieser Versuch wurde ohne Wissen der zuständigen argentinischen 
Behörden begonnen. Nach Bekanntwerden des Experiments veranlaßten 
die Behörden seinen Abbruch und die Beseitigung der Versuchstiere. 

Auf Grund von Pressemeldungen, wonach bei Menschen, die Kontakt mit 
den geimpften Tieren hatten, Antikörper gegen das verimpfte Virus 
gefunden wurden, hat die Bundesregierung die deutschen Botschaften in 
Buenos Aires und Washington um Bericht gebeten. Den Berichten 
zufolge haben die argentinischen Gesundheitsbehörden nach Abbruch 
des Experiments eine Expertenkommission damit beauftragt, möghche 
Folgen zu untersuchen. Im Rahmen dieser Untersuchungen sollen Toll- 
wut-Antikörper bei Landarbeitern gefunden worden sein, die mit den 
geimpften Tieren Umgang hatten. 

Diese Berichte beruhen bislang ausschheßlich auf Pressemeldungen. 
Stellungnahmen von offiziellen Stellen in Argentinien und vom Hersteller 
des Impfstoffs in den USA liegen bislang nicht vor. Die Bundesregierung 
läßt sich über neue Sachverhalte weiter unterrichten. 

60. Abgeordneter 

Schreiner 

(SPD) 


61. Abgeordneter 
Schreiner 
(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 17. Februar 1988 

Der Bundesregierung liegen keine neuen Erkenntnisse über die Vorfälle 
am Pariser PASTEUR- Institut vor; der in der Drucksache 11/761 ange- 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Todes- und Krebserkrankungsfälle am 
PASTEUR-Institut/Paris seit ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN 
(Drucksache 11/761 vom 7. September 1987) 
mittlerweüe erhalten, und wie und mit welchen 
bisherigen Ergebnissen sind bundesdeutsche 
Stellen an der Untersuchung dieser Vorfälle be- 
teiligt? 

Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung wei- 
tere verdächtige Erkrankungshäufungen im Zu- 
sammenhang mit gentechnischen Einrichtun- 
gen, und in welcher Weise gedenkt sie, diese 
und die vorgenannten Vorfälle am PASTEUR- 
Institut/Paris in ihre Überlegungen zu einschlä- 
gigen Sicherheits- und Arbeitsschutzregelungen 
einzubeziehen? 
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kündigte Untersuchungsbericht einer von der französischen Regierung 
eingesetzten Kommission ist noch nicht abgeschlossen. Eine Beteiligung 
deutscher Stellen an den Untersuchungen ist nicht bekannt. 

Der Bundesregierung sind auch keine weiteren Erkrankungshäufungen 
im ursächlichen Zusammenhang mit gentechnischen Arbeiten bekannt- 
geworden. 

Da über die Ursachen der Erkrankungen am Pariser PASTEUR- Institut 
bisher keine Klarheit besteht, können noch keine konkreten Folgerungen 
im Hinblick auf Sicher heits- und Arbeitsvorschriften gezogen werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Risiken der Gentechnik 
beherrschbar sind und ausreichende Schutzvorschriften in den vorhande- 
nen Regelungen, wie z. B. der Richtlinie zum Schutze vor Gefahren durch 
in- vitro -neukombinierte Nukleinsäuren vom 28. Mai 1986, in der Unfall- 
verhütungsvorschrift „Biotechnologie“ vom 1. Januar 1988 sowie in den 
Vorschriften der Gefahrstoffverordnung enthalten sind. Dessenungeach- 
tet wird die Bundesregierung nach Vorlage des Untersuchungsberichtes 
prüfen, ob und inwieweit zusätzhche Vorschriften erforderhch sind. 

Im übrigen bereitet die EG-Kommission Sicherheitsrichtlinien zur Gen- 
technik vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


62. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Auf welche Weise fördert die Bundesregierung 
die Begrünung von Straßen, insbesondere von 
Bundesfemstraßen? 


63. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Welche Pläne hat die Bundesregierung, um z. B. 
Landwirten Anreize zu bieten, zur Begrünung 
von Straßen, z. B. Chausseebäume oder Hecken, 
zu pflanzen? 


64. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Maßnahmen einzel- 
ner Bundesländer bekannt, nach denen im Rah- 
men der Begrünung von Flächen vor allem die 
Begrünung der Straßen, z. B. durch Hecken oder 
Chausseebäume, vorangetrieben wird, und wie 
wird bei Neuanlagen von Straßen verfahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. Februar 1988 


Bundesautobahnen und Bundesstraßen werden grundsätzlich nach öko- 
logischen Gesichtspunkten begrünt. Grundlage hierfür ist der land- 
schaftspflegerische Begleitplan, in dem alle Maßnahmen ausgewiesen 
werden, die für den Ausgleich der durch die Straße verursachten Ein- 
griffe in Natur und Landschaft erforderlich sind. Die Bundesfernstraßen 
sind daher durchgehend begrünt, wo dies nach den örtlichen Verhältnis- 
sen möglich ist. 

Seit 1982 wurden etwa 450 Millionen DM für die Bepflanzung der Bun- 
desfemstraßen aufgewandt. Damit dürften etwa 50 Millionen Bäume und 
Sträucher gepflanzt worden sein. Dies entspricht durchschnittlichen jähr- 
lichen Ausgaben von mnd 75 Millionen DM. In den kommenden Jahren 


28 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/1843 


wird eine Steigerung der Ausgaben für Bepflanzung von Bundesfem- 
straßen auf 80 bis 90 Millionen DM pro Jahr erwartet. Die Bundesregie- 
rung sieht daher keine Veranlassung für darüber hinausgehende Pläne 
zur Begrünung von Bundesfernstraßen. 

ln den meisten Bimdesländem gibt es Maßnahmenprogramme zur 
Begrünung anderer Straßen vor allem zur Erhaltung imd Ergänzung von 
Alleen. 

65. Abgeordneter Wie sieht die Bimdesregierung die Möglichkeit 

Pesch der Finanzierung von erforderlichen baulichen 

(CDU/CSU) Maßnahmen für behindertengerechte Gestal- 

tung der Zugänge zu den S-Bahnsteigen, nach- 
dem die Deutsche Bundesbahn eine Bestands- 
aufnahme sämtlicher S-Bahn-Stationen in 
ihrem Betriebsnetz durchgeführt und in einem 
besonderen Katalog erforderhche Maßnahmen 
für behindertengerechte Zugänge aufgelistet 
hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. Februar 1988 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Vorstand der Deutschen Bim- 
desbahn mit Schreiben vom 20. Januar 1988 gebeten zu veranlassen, daß 
für die Nachrüstung der S-Bahn-Stationen mit Rampen und Aufzügen 
unter Berücksichtigung der Dringhchkeit imd nach Abstimmung mit den 
Ländern dem Bundesministerium für Verkehr Anträge auf Zuschüsse 
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz vorgelegt werden. 
Dabei ist unterstellt, daß die Infrastrukturkosten für die Nachrüstung der 
S-Bahn-Stationen — soweit sie nicht vom Bund nach dem Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetz getragen werden (60 v. H.) - wie bei allen S- 
Bahn-Maßnahmen, durch die Länder und Gemeinden finanziert werden. 

Was unternimmt die Bundesregierung, um den 
in jüngster Zeit bekanntgewordenen Auswir- 
kimgen elektromagnetischer Störstrahlimgen 
auf die Funktionssicherheit elektronischer Steu- 
ergeräte in Autos, Lastkraftwagen und Flugzeu- 
gen im Bhck auf die Verkehrssicherheit Rech- 
nung zu tragen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. Februar 1988 

Die Ausrüstung von Fahrzeugen mit elektronischen Regel- und Steuersy- 
stemen wird immer umfassender werden. Daher beschäftigen sich derzeit 
sowohl die UN- Wirtschaftskommission für Europa (ECE) als auch die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft in ihren zuständigen Gremien mit 
der Aufstellung von Anforderungs- und Prüfkriterien für die elektro- 
magnetische Verträghchkeit. Die Bimdesrepubhk Deutschland arbeitet 
in diesen Gremien intensiv mit. 

Die Erhaltung der Funktionsfähigkeit elektronischer Geräte und An- 
lagen an Bord von Flugzeugen bei möglichen Umwelteinflüssen - z. B. 
bei Blitzschlag und elektromagnetischer Störstrahlung - ist in den Bau- 
vorschriften berücksichtigt; ihre Erfüllung wird durch die Musterzulas- 
sung bestätigt. Eine neue Dimension erhält die Forderung nach Schutz 
vor solchen Umwelteinflüssen mit der Einführung der vollelektronischen 
Steuerung von Luftfahrzeugen, der sogenannten „Fly-by-Wire" -Technik. 
Durch Ergänzung der Bauvorschriften oder durch Sonderforderungen im 
Einzelfall wird dieser Technik Rechnung getragen. 


66. Abgeordneter 
Fuchtel 
(CDU/CSU) 
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67. Abgeordneter Inwieweit sind die Zugänge zu Bundesbahn- 

Dr.’lng. Laermann und S-Bahnsteigen im Bereich der Bundesbahn- 
(FDP) . direktion Köln behindertengerecht ausgebaut, 

und welche Defezite sind noch feststellbar? 


68. Abgeordneter Wann ist mit einem behindertengerechten Aus- 

Dr.-Ing. Laermann bau der Zugänge zu den S-Bahnsteigen des 
(FDP) Hauptbahnhofs Mönchengladbach und der S- 

Bahn-Station Mönchengladbach- Lürrip zu rech- 
nen, und welche Fragen sind hierzu noch vorher 
zu klären? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 17. Februar 1988 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn (DB) mit Schreiben vom 20. Januar 1988 gebeten zu veranlas- 
sen, daß für die Nachrüstung der S-Bahn- Stationen mit Rampen und 
Aufzügen unter Berücksichtigung der Dringlichkeit und nach Abstim- 
mung mit den Ländern dem Bundesministerium für Verkehr Anträge auf 
Zuschüsse nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz vorgelegt 
werden. 

Für die Nachrüstung der S-Bahn-Stationen im Bereich der Bundesbahn- 
direktion Köln hat der Bundesminister für Verkehr bereits vorsorghch im 
Programm nach § 6 Abs. 1 G emeinde verkehr sfinanzieningsge setz Inve- 
stitionszuschüsse eingeplant. 

Über die Dringtichkeit einzelner Stationen kann der Bundesminister für 
Verkehr derzeit noch keine Angaben machen. Hierzu bleibt zunächst der 
zwischen der DB und dem Land Nordrhein-Westfalen abgestimmte 
Antrag ab zu warten. 


69. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Niese auf Grund der anhaltenden Klagen der betroffe- 

(SPD) nen Bevölkerung über Lärmbelästigung durch 

das erhöhte Verkehrsaufkommen auf der Auto- 
bahn A 25 weitere Lärmschutzanlagen über das 
bisher geplante Maß hinaus notwendig sind, und 
welche Möglichkeiten bestehen insbesondere an 
der Nordseite des Autobahnabschnittes zwi- 
schen Abfahrt Bergedorf und Abfahrt Curslack? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 17. Februar 1988 

Beim Bau der A 25 in Hamburg wurden Lärmschutzanlagen nach Maß- 
gabe der geltenden Parameter (Immissionsgrenzwerte, Verkehrsmengen, 
örtliche Gegebenheiten usw.) auf der Grundlage rechtsbeständiger Pläne 
errichtet. Die Bundesregierung ist jedoch damit einverstanden, daß das 
Land Hamburg die derzeitige Lärmsituation daraufhin überprüft, ob die 
damaligen Berechnungsansätze korrekturbedürftig sind und sich die 
Notwendigkeit von Änderungen ergibt. 

70. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung die auf oben 

Dr. Niese genanntem Abschnitt geforderte Begrenzung der 

(SPD) Geschwindigkeit zur Verringerung des Ver- 

kehrslärms, und über welche Erfahrungen ver- 
fügt die Bundesregierung dabei? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 17. Februar 1988 

Für die Anordnung örtlicher Geschwindigkeitsbeschränkungen - auch 
auf Autobahnen - ist die Bundesregierung nicht zuständig. Dies fällt 
vielmehr in die Kompetenz der örtlichen Streißen Verkehrsbehörden, 
deren Maßnahmen jeweils der Zustimmung der obersten Straßenver- 
kehrsbehörde des Landes bedürfen. Im übrigen würde die vorgesehene 
Reduzierung der Geschwindigkeit auf 80 Kilometer/Stunde, wie ver- 
schiedene Untersuchungen gezeigt haben, nur zu einer - für den Betrof- 
fenen nicht wahrnehmbafen - Pegelmindening von etwa 1 dB (A) führen. 


71. Abgeordneter 
Fischer 
(Hamburg) 

(CDU/GSU) 


Gibt es nach Informationen der Bundesregierung 
bei der Deutschen Bundesbahn angesichts der 
angestrebten Attraktivitätssteigerung durch ein 
verbessertes, zielgnippenspezifisches Angebot 
im Intercity- oder im Interregioverkehr Zugabtei- 
le, die speziell für Reisen mit Babys und Klein- 
kindern eingerichtet und ausgestattet sind, und 
gegebenenfalls aus welchen Gründen sind sol- 
che Abteile bisher noch nicht geschaffen 
worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 17. Februar 1988 


Nach Mitteüung der Deutschen Bundesbahn sind - allerdings ohne beson- 
dere Einrichtungen - zur Zeit in der 2. Wagenklasse von 382 Zügen des 
Fernverkehrs reservierbare Abteile mit der Kennzeichnung „Frau und 
Kind" vorhanden. Diese Abteile stehen Müttern imd anderen Begleiterin- 
nen, die mit Kleinkindern reisen, sowie für Geschwister der Kleinkinder 
im Alter bis zu zwölf Jahren zur Verfügung. Im Bedarfsfall können in 
diesen Zügen weitere „Frau und Kind "-Abteile reserviert werden. 

In den künftigen Interregio-Zügen sind in dem - auch behinderten ge- 
rechten - WC-Abteil des Servicewagens ein Wickeltisch zur Versorgung 
von Babys und Kleinkindern sowie Stellplätze für Kinderwagen oder für 
Rollstühle vorgesehen. Im künftigen ICE-Triebzug wird es ein besonders 
dafür hergerichtetes „Eltem-Kind- Abteil" geben, dessen Einrichtungen 
(Wickeltisch, Flaschenwärmer, Spielecke, Garderobe, Abstellmöglichkeit 
für Kinderwagen) den Bedürfnissen dieser Zielgruppe gerecht werden. 


72. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Wieweit sind die Planungen für einen Brenner- 
tunnel gediehen, und wie stehen die Chancen 
für die Verwirklichung eines sogenannten 
„Brenner-Scheiteltunnels " ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 18. Februar 1988 


Die Eisenbahngesellschaften Deutsche Bundesbahn (DB), Ferrovie dello 
Stato (FS) und österreichische Bundesbahnen (ÖBB) haben im Jahre 
1986 das Internationale Brenner- Konsortium beauftragt, eine technisch- 
wirtschaftliche Machbarkeitsstudie über einen neuen Brennerübergang 
zur Leistungssteigerung dieser Schienenachse durchzuführen. 

In den beiden ersten Untersuchungsphasen wurden mehrere Varianten 
auf ihre Realisierbarkeit hin beurteilt. Dabei zeigte sich, daß die soge- 
nannte „Brenner-Scheiteltunner'-Lösungen von 24 Kilometer bzw. 
36 Kilometer Tunnellänge wegen der vorgegebenen Streckenhöchstge- 
schwindigkeit nicht verwirklicht werden können. 
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Gegenwärtig werden noch drei Varianten diskutiert, und zwar ein südli- 
cher Tunnelausgang mit anschließendem Grenzbahnhof in Freienfeld, 
Franzensfeste oder in Albeins. 


Sieht die Bundesregierung eine realistische 
Chance für die Verwirklichung eines 130 KUo- 
meter-Tunnels von Eschenlohe bis Bozen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 18. Februar 1988 

Nein. 


73. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Raektorsicherheit 


Wie hoch ist das zusätzliche Risiko der Bevölke- 
rung der Bundesrepublik Deutschland durch das 
walisische Atomkraftwerk im Vergleich zum 
Normalbetrieb durch den geplanten Versuch, 
Mitte Februar den Unfall von Tschernobyl zu 
simulieren, und was unternimmt die Bimdesre- 
gierung, dieses Risiko zu nünimieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 11. Februar 1988 

Im Kemkarftwerk (KKW) Trawsfynydd weir - wie schon 1982 im KKW 
Himterston und 1986 im KKW Calder HaU durchgeführt - ein für ältere 
Magnox-Reaktoren routinemäßig vorgesehener Nachweis dafür geplant, 
daß der abgeschaltete Reaktor alleine durch Naturzirkulation - d. h. bei 
abgeschalteten Kühlgebläsen - ausreichend gekühlt werden kann. Der- 
artige Tests erfolgen bei jederzeit voll einsatzfähigen Kühlgebläsen; sie 
erfordern eine behördliche Genehmigimg und werden von Inspektoren 
der Genehmigungsbehörde überwacht. Jederzeit wäre eine Kühlung des 
abgeschalteten Reaktors nüt dem für Betriebsbedingxmgen ausgelegten 
Kühlsystem möglich. 

Ein Vergleich dieser Nachweis-Tests mit Tschernobyl ist deshalb völlig 
abwegig. Für die Bevölkerung entsteht kein zusätzliches Risiko. Die 
Bundesregierung sieht keine Veranlassung, sich gegen diesen, dem 
betrieblichen Sicherheitsnachweis dienenden Test zu wenden. 


74. Abgeordneter 
Dr. Daniels 
(Regensburg) 
(DIE GRÜNEN) 


75. Abgeordneter 

Dr. Daniels 
(Regensburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Seit wann und in welchem Umfang sind Bundes- 
behörden von dem Unfall in Windscale, England, 
1957 informiert worden, und welche Konsequen- 
zen wurden daraus Jeweüs gezogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 11. Februar 1988 


Das mehrtägige Feuer 1957 ereignete sich Mitte Oktober 1957 in dem 
militärischen Plutonium-Produktionsreaktor Windscale-Pile 1 . Zum 
damaligen Zeitpunkt gab es noch kein büaterales Abkommen über einen 
Informations- und Erfahrungsaustausch. 
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Das Ereignis als solches sowie die Bewertung seiner sicherheitstechni- 
schen Bedeutung und eine erste Abschätzung möglicher radiologischer 
Konsequenzen wurden aber keineswegs verheimlicht. Bereits in den 
Novemberheften 1957 der deutschen Fachpresse (z. B. Atomwirtschaft) 
wurde ausführlich darüber berichtet. 

Für die in der Bundesrepublik Deutschland damals gerade erst begon- 
nene kerntechnische Entwicklimg, die zudem nicht auf der in Großbri- 
tannien verfolgten Reaktorlinie aufbaute, ergaben sich aus dem Brand im 
Windscale-Püe 1 keine unmittelbaren Konsequenzen. Das Ereignis hatte 
jedoch weltweit Einfluß auf die Überlegungen zu vorbeugenden Notfall- 
schutzmaßnahmen. 


76. Abgeordneter 

Dr. Daniels 
(Regensburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Mit welcher zusätzlichen Strahlenbelastung muß 
die Bevölkerung der Bundesrepubhk Deutsch- 
land durch die Freisetzimg von zwei Tonnen 
radioaktiven Gases durch das englische Atom- 
kraftwerk Dungeness am 24. Januar 1988 rech- 
nen, und teilt die Bundesregierung die Meinung 
der dortigen Elektrizitätsbehörden, daß es sich 
um einen „ganz normalen Industrieunfall" han- 
dele? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 11, Februar 1988 

Nach Mitteilung der zuständigen britischen Behörde (Nuclear Installa- 
tions Inspectorate NII) vom 25. Januar 1988 kam es am 24. Januar 1988 im 
Block A des Kemkarftwerks Dungeness im Bereich der Kühlgebläse zu 
einer C02-Leckage; die Aktivitätsfreisetzung war nach dieser Auskunft 
so gering, daß in der immittelbaren Umgebung kein signifikanter Unter- 
schied zur normalen Untergrundstrahlung festges teilt werden konnte. 

Eine zusätzliche Strahlenbelastung der Bevölkerung in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland ist somit auszuschheßen. 

Nach übhcher Nomenklatur handelte es sich bei diesem Ereignis nicht 
um einen „Unfall", sondern um ein meldepfhchtiges „besonderes Vor- 
kommnis". 

77. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß die Verlängerung der bis- 

Lennartz herigen Grenzwerte für die radioaktive Kontami- 

(SPD) nation von Lebensmitteln (EG -Verord- 

nung 1707) nur für Importe aus Nicht-EG-Staa- 
ten gilt und somit Einfuhren aus EG -Staaten in 
die Bundesrepubhk Deutschland nicht kontrol- 
hert und gegebenenfaUs zurückgewiesen wer- 
den können? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 12. Februar 1988 

Ja. 


78. Abgeordneter 

Lennartz 

(SPD) 


Gelten diese Grenzwerte auch für das Inverkehr- 
bringen von Lebensmitteln in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 12. Februar 1988 

Nein. 
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79. Abgeordneter 

Lennartz 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 12. Februar 1988 

Nein, Die Empfehlung des Bundesministers für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit bezog sich auf die EG> Verordnung 1707/86 und erging 
vor dem Erlaß des Strahienschutzvorsorgegesetzes. Der Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit beabsichtigt, eine ent- 
sprechende Empfehlung nach dem Strahlenschutzvorsorgegesetz auszu- 
sprechen und prüft darüber hinaus die Frage einer Verordnung, die das 
innerstaatliche Inverkehrbringen und Importe aus EG-Mitghedstaaten 
regelt, mit dem gemeinsam federführenden Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit und den übrigen beteiligten Bundesres- 
sorts. Die Empfehlung ist mit den Ländern abzustimmen. Eine Verord- 
nung bedarf der Zustimmung des Bundesrates. 

80. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben darüber 

Lennartz machen, welche Bundesländer welche Grenz- 

(SPD) werte bei der Beurteüung der radioaktiven Kon- 

tamination von Lebensmitteln heranziehen? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 12. Februar 1988 

Die Grenzwerte der EG- Rats Verordnung Nr. 3955/87 werden für Importe 
aus Drittländern von den Ländern einheithch zur Beurteüung der Radio- 
aktivität in Lebensmitteln zugrunde gelegt. 


Besteht die Empfehlung von Frau Bundesmini- 
sterin Dr. Süssmuth an die Bundesländer, die 
Grenzwerte der EG-Verordnung 1707/86 bei der 
Kontrolle von Lebensmitteln heranzuziehen, 
fort? 


81. Abgeordnete 
Frau 
Saibold 
(DIE GRÜNEN) 


Was bedeutet der Ende letzten Jahres zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Österreich 
geschlossene Wasserschutzvertrag für die Donau 
„in der Praxis", und welche Bereiche werden 
damit geregelt? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 12. Februar 1988 


Der am 1. Dezember 1987 in Regensburg Unterzeichnete deutsch-öster- 
reichische Wasserwirtschaftsvertrag („Regensburger Abkommen") soll 
die Grundlage büden für eine Verstärkung der Zusammenarbeit der 
beiden Nachbarstaaten auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft. 

Es sollen alle wasserwirtschaftlichen Bereiche und Vorhaben im gesam- 
ten deutschen und österreichischen Einzugsgebiet der Donau einbezogen 
werden, soweit diese die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse, insbeson- 
dere das Abflußregime und den Gewässergütezustand im jeweils ande- 
ren Staat, beeinflussen. Er zielt hauptsächlich auf: 

- die Abstimmung von wasserwirtschafÜicHen Vorhaben an grenzbil- 
denden Gewässerabschnitten, wie Gewässemnterhaltung, Gewässer- 
ausbau, Renaturierungsmaßnahmen, Wasserentnahmen und Abwas- 
sereinleitungen 

- die Erhaltung der Naturlandschaft und von Retentionsgebieten an 
Grenzgewässern 

- die Reduzierung von grenzüberschreitenden Gewässerbelastungen 
und gegenseitige Information über Verfahren und Maßnahmen der 
kommunalen und industriellen Abwasserreinigung 
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- gemeinsame wasserwirtschaftliche Untersuchungen (z. B. zum Hoch- 
wasserabfluß, Gütemeßstellen, Gewässergütekartierung, Eutrophie- 
rung in gestauten Rußabschnitten) 

- die Abstimmung der Warn- und Alarmpläne bei Unfällen mit wasser- 
gefährdenden Stoffen und die Verbesserung des Hochwassermelde- 
und Warndienstes an der Donau und an ihren Nebenflüssen. 

Diese Zusammenarbeit wird zwischen den zuständigen wasserwirtschaft- 
lichen Dienststellen sowie in einer neu zu bildenden Ständigen Gewäs- 
serkommission erfolgen, die am 1. Dezember 1987 in Regensburg zu ihrer 
ersten Sitzung schon vor Inkrafttreten des Vertrages zusammentrat. 


82. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung gesicherte Er- 
kenntnisse darüber vor, inwieweit Fremdenver- 
kehr und Tourismus in den wichtigsten deut- 
schen Urlaubsregionen die Umwelt belasten 
und welche Gegenmaßnahmen bereits ergriffen 
bzw. notwendig sind, um das ökologische 
Gleichgewicht wiederherzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 12. Februar 1988 

Über die tourismusbedingte Gesamtbelastung bestimmter deutscher 
Urlaubsregionen liegen keine gesicherten Erkenntnisse vor. Dagegen 
gibt es zahlreiche Untersuchungen über die Wirkungen einzelner Verur- 
sacher, z. B. bestimmter Freizeitsportarten, und über die Belastrmgen in 
einzelnen Wirkungsbereichen, vor allem Boden, Vegetation, Tierwelt, 
Wasser, Luft und Lärm. 

Für die Umweltbelastung bestimmter Regionen ist der Fremdenverkehr 
nie Alleinverursacher. Das wird deutlich an den jüngeren Katstrophen im 
Alpenraum. Sie wurden durch einen vielfältigen Ursachenkomplex aus- 
gelöst. Der Fremdenverkehr, hier vor allem die Anlage von Skipisten, 
hatte sicher Anteil daran. Aber auch Bebauung und Bodenversiegelung 
sowie Schädigungen der Bergwälder und zum Teü auch Bodenverdich- 
tungen durch landwirtschaftliche Nutzung waren maßgeblich beteiligt. 
Ähnliches ließe sich über ökologische Belastungen im Nordsee-Küsten- 
raum sagen. Auch hier wirken mehrere Ursachen zusammen. Wie hoch 
jeweüs der Anteil des Fremdenverkehrs ist, bei dem wiederum unmittel- 
bare und mittelbare Wirkungen, etwa durch Bebauung, zu unterscheiden 
wären, entzieht sich der exakten Erfaßbarkeit. 

Maßnahmen zur Verminderung oder Sanierung von Umweltbelastungen 
erfolgen großenteüs in der Zuständigkeit der Bundesländer. Sie reichen 
von umfassenden Planungskonzepten, wie z. B, der zonalen Staffelung 
der touristischen Erschtießung im bayerischen Alpenraum über Schutz- 
gebietsausweisungen, etwa in den beiden Wattenmeer-Nationalparken, 
über bauliche Beschränkungen in empfindlichen Teilregionen bis hin zu 
sektoralen, auf bestimmte Verursacher gerichtete Maßnahmen. In Gebie- 
ten mit empfindlichem Naturpotential erfolgen auch Maßnahmen der 
Besucherlenkung. Die Nachteile räumhcher und zeitlicher Konzentratio- 
nen werden beispielsweise durch die Entwicklung räumlicher Alternativ- 
Angebote und durch die Entzerrung der Schulferienzeiten gemindert. 
Umweltschädigende Verhaltensweisen von Urlaubern werden vielfach 
auch durch geeignete Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit in Grenzen 
gehalten. 

Die Bundesregierung hat in der Beantwortung der Großen Anfrage 
„Fremdenverkehr“ (Drucksache 10/5454 vom 9. Mai 1986, zu Frage III. 2) 
ausgeführt: „Die deutlich gestiegene Sensibilät für die Gefahren einer 
übermäßigen Belastung der Umwelt hat bis heute bewirkt, daß nennens- 
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werte, erkennbare dem Tourismus zurechenbare Umwelt-, Natur- und 
Landschaftschäden kaum aufgetreten sind. Die von Bund und Ländern 
getroffenen und eingeleiteten Maßnahmen, die Lebensbedürfnisse der 
erholungssuchenden Bevölkerung sowie die gleichgerichteten Interessen 
der örtlichen Bevölkerung an der Bewahrung ihres Wirtschafts- und 
Lebensraumes lassen erwarten, daß auch in Zukunft nachhaltige Schä- 
den für Umwelt, Natur und Landschaft weitgehend vermieden oder 
zumindest stark eingeschränkt werden. 

Diese grundsätzliche Aussage gilt nach wie vor. 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Finanzierung und den Betrieb von 
kommunalen Abwasserbeseitigungsanlagen in 
private Verantwortung zu legen, und geht sie 
davon aus, daß das niedersächsische Betreiber- 
modell für Kläranlagen auch auf andere Bundes- 
länder übertragen werden kann? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 12. Februar 1988 

Kern des in Niedersachsen praktizierten sogenannten Betreibermodells 
bei Kläranlgen ist der Übergang der Bauherrneigenschaft von der 
Gemeinde auf ein privates Unternnehmen, das nach Inbetriebnahme der 
Kläranlage den Transport und die Reinigung der auf dem Gemeindege- 
biet anfallenden Abwässer als Dienstleistung anbietet. 

Die erste nach diesem Modell konzipierte Anlage ist in Niedersachsen 
seit 1986 in Betrieb. Eine abschließende um weltpolitische Bewertung ist 
nach dieser relativ kurzen Betriebsphase noch nicht möglich. 

Das Wasserhaushaltsgesetz läßt auf der Grundlage der Rahmenkompe- 
tenz des Bundes solche Betreibermodelle grundsätzlich zu. Vorrausset- 
zung für die Realisierung vor Ort ist - wie in Niedersachsen geschehen - 
eine entsprechende Änderung derLandeswassergesetze. 


83. Abgeordneter 
Kraus 
(CDU/CSU) 


84. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


85. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 16. Februar 1988 

Die von den Umweltministern und -Senatoren des Bundes und der Länder 
am 3./4. Dezember 1987 beschlossene Muster-Smog-Verordnung sieht 
keine Unterscheidung bei den Ausnahmen vorn Verkehrsverbot bei 
Smog-Wetterlagen für Fahrzeuge mit einem Hubraum von mehr als 
1,4 Liter und mit einem Hubraum von weniger als 1,4 Liter vor. 


Ist es zutreffend, daß nach dem neuen Muster- 
entwurf der Smog-Verordnungen Personenkraft- 
wagen (PKW) mit einem Hubraum von weniger 
als 1 400 ccm selbst dann nicht benutzt werden 
dürfen, wenn sie mit einem Dreiwegkatalysator 
ausgerüstet sind, obwohl PKW mit einem Hub- 
raum von mehr als 1 400 ccm bei Smog-Alarmen 
künftig vom Fahrverbot ausgenommen sein 
sollen? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
sicherzustellen, daß künftig alle Personenkraft- 
wagen mit geregeltem Dreiwegkatalysator im 
Falle von Smog- Alarm gleichermaßen vom Fahr- 
verbot ausgenommen bzw. eingeschlossen sind? 
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Gemäß § 7 dieser Muster- Smog- Verordnung werden Kraftfahrzeuge mit 
Fremdzündungsmotor und geregeltem Dreiwegkatalysator, die den 
Anforderungen an das Abgasverhalten im Sinne der Anlage XXIII oder 
XXV zu § 47 der Straßenverkehrs- Zulassungs- Ordnung erfüllen, vom 
Verkehrs verbot bei Smog-Wetterlagen ausgenommen. Demnach können 
z. B. auch Personenkraftwagen mit Fremdzündungsmotor und einem 
Hubraum von weniger als 1,4 Liter, die mit geregeltem Dreiwegkataly- 
sator ausgerüstet sind und die Anforderungen nach Anlage XXIII zu 
§ 47 erfüllen, bei Smog- Wetterlagen betrieben werden. 

Die Übernahme der in der Muster-Smog- Verordnung enthaltenen Rege- 
lungen in die Länder- Smog-Verordnungen fällt in den alleinigen Zustän- 
digkeitsbereich der Bundesländer. Auf Grund der auf der Umweltmini- 
sterkonferenz am 3./4. Dezember 1987 von den Umweltministern und 
-Senatoren der Länder gemachten Zusage, wonach sie sich dafür einset- 
zen, daß die vorgeschlagenen Regelungen - insbesondere die Regelun- 
gen zu den Ausnahmen vom Fahrverbot - in die Smog- Verordnungen der 
Länder übernommen werden, geht die Bundesregierung davon aus, daß 
diese Regelungen bald bundesweit Anwendung finden werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


86. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung die Möghch- 

Lenzer keit, die zur Verschrottung anstehenden Pers- 

(CDU/CSU) hing- Raketen für friedhche wissenschaftiiche 

Zwecke zu nutzen, wie z. B. für die Schwerelo- 
sigkeitsforschung und die Erforschung der At- 
mosphäre? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Zitier 
vom 12. Februar 1988 

Das Waffensystem Pershing I a wurde von der Bundesrepubhk Deutsch- 
land in den USA über einen Foreign Military Sales- Vertrag gekauft. Eine 
Weitergabe an Dritte ist nur mit Zustimmung der USA möghch. Vorbe- 
halthch der Ergebnisse der jetzt erst eingeleiteten Untersuchung über die 
leistungsmäßige Eignung der Rakete für wissenschaftiiche Aufgaben ist 
eine Beurteilung der Einsatzmöghchkeiten erst nach Abklärung mit den 
US-Stellen möghch. Wir werden Ihnen weitere Nachricht nach Vorlage 
der Ergebnisse geben. 


87. Abgeordneter Welche Möghchkeiten bestehen nach Kenntnis 

Lenzer der Bundesregierung, den Inhalt der atomaren 

(CDU/CSU) Sprengköpfe zur friedhchen Kernenergieerzeu- 

gung zu verwenden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Zitier 
vom 12. Februar 1988 

Die atomaren Sprengköpfe für die Pershing la sind im Gegensatz zur 
Trägerrakete amerikanisches Eigentum und unterhegen der Verfügungs- 
macht des amerikanischen Präsidenten. Ahein von der technischen Seite 
sind folgende Überlegungen anzustehen; 

Bei den zur Verschrottung anstehenden atomaren Sprengköpfen handelt 
es sich nach Kenntnis der Bundesregierung um Sprengköpfe, die das 
Plutoniumisotop Pu 239 in metallischer Form verwenden. 
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Da davon auszugehen ist, daß der eigentliche nukleare Sprengkopf aus 
dem Raketenverbund herausnehmbar ist, sind grundsätzhch zwei Mög- 
lichkeiten der weiteren . Behandlung dieser atomaren Sprengköpfe 
denkbar: 

(i) Geordnete Beseitigung in nicht rückholbaren Endlagern; 

(ii) Konversion in Formen, die für eine Reaktorbrennelement-Frabrikation 
geeignet sind, und Einsatz als Reaktor- Brennstoff z. B. in Form von 
Mischoxid- Brennelementen. 

Die Fertigung von Plutonium/Uran-Mischoxid-Brennelementen ist in 
mehreren Ländern erprobt, der Einsatz in Brut- und Leichtwasserreakto- 
ren ist erfolgreich demonstriert worden. 

Die Verwendung der atomaren Sprengköpfe zur friedhchen Kernener- 
gieerzeugung und damit die sinnvolle Vernichtung dieser Sprengköpfe 
ist grundsätzlich der Endlagerung vorzuziehen. 


Bonn, den 19. Februar 1988 
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